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VW-Transporter gibt es ab DM 5995,- ab Werk 



Wir stellen vor: 
Der erwachsene 
Transporter. 


Mit seinen 16 Jahren ist er aus den 
Kinderkrankheiten heraus. 

Wir hatten uns Jahr für Jahr einen 
neuen VW-Transporter ausdenken 
können. Nur ware jeder von ihnen nie 
erwachsen geworden. Erwachsen wur- 
de unser Transporter nur, weil wir ihn 
Jahr für Jahr verbesserten. 

Wir haben den VW-Transporter in 
16 Jahren 995mal verbessert. Und mit 
jeder Verbesserung wurde er tüchtiger. 


Wurde er besser. Wurde er reifer. 
Wurde er erwachsener. 

Aber er wurde nicht nur erwachsen, 
er wurde auch erfolgreich. So erfolg- 
reich, daG wir ihn bis heute über 1,5- 
millionenmal bauen konnten. So er¬ 
folgreich, daG wir heute Tag für Tag 
737 neue VW-Transporter bauen. 

Weil man mit diesem Transporter 
so gute Erfahrungen gemocht hat. Weil 
man weiG, wie ausgereift er ist. Wie 


weit entfernt von jedem Experiment. 

Nur eins hat sich wenig geandert. 
Der Preis. Der VW-Kastenwagen zum 
Beispiel kostet heute nur 395 Mark 
mehr als vor 16 Jahren. Obwohl sein 
Motor urn 20 PS starker wurde. Ob¬ 
wohl er heute eine ganze Tonne tragt. 
Obwohl er fast tausendmal verbessert 
wurde. — lm Preis blieb er also ganz 
unten. Aber sonst ware er ja auch kein 
Volkswagen. 
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Seit dem Bekanntwerden des Haushaltssicherungsgesetzes ist 
die Diskussion im Gange, was aus dem Zivilschutz werden soll. 
Die Heller des Bundesluftschutzverbandes interessieren sich da¬ 
bei nicht nur für die Probleme des Selbstschutzes und des 
Schutzbaues, sondern fragen auch nach dem Schicksal des Ver¬ 
bandes. der ihnen im Ernstfall entscheidende Hilfe geben soll. 
sie fragen nach der Zukunft des Zivilschutzkorps. 

Das Haushaltssicherungsgesetz hat für jedes der Zivilschutz- 
gesetze andere Auswirkungen. Das Gesetz über das Zivilschutz¬ 
korps war bereits in Kraft getreten, als das Haushaltssicherungs¬ 
gesetz verkündet wurde, und an der Geltung des Gesetzes über 
das Zivilschutzkorps hat sich nichts geandert. Art. 18 Nr. 4 des 
Haushaltssicherungsgesetzes bestimmt lediglich, da(3 in den Rech- 
nungsjahren 1966 und 1967 die Aufstellung eines Zivilschutz¬ 
korps unterbleibt, d. h. mit anderen Worten, da8 vom Jahre 1968 
an das Zivilschutzkorps aufgestellt werden soll. Bis dahin müssen 
noch zahlreiche Vorbereitungsarbeiten geleistet werden. Diese 
Vorbereitungsarbeiten hat das Haushaltssicherungsgesetz keines- 
wegs untersagt, da „Aufstellung" nur die Aufstellung von Ein- 
heiten und Verbanden, insbesondere unter Heranziehung Dienst- 
pflichtiger, bedeutet. Zu diesen zulassigen und notwendigen Vor- 
bereitungen gehort die Heranbildung eines Kaders von Führungs- 
kraften ebenso wie die Bereitstellung der ersten Unterkünfte und 
des Gerats für die ersten Einheiten. Weiter gehórt dazu die 
Schaffung der dienstrechtlichen Regelungen, die notwendig sind, 
urn den Rechts- und den Pflichtenkreis der Angehörigen des Zivil¬ 
schutzkorps festzulegen. Nicht zu vergessen sind schlieBlich die 
zahlreichen organisatorischen Vorbereitungen. 

Nicht alle diese VorbereitungsmaBnahmen können ohne finan- 
ziellen Aufwand geleistet werden. Der Kauf von Grundstücken, 
der Bau von Unterkünften, die Anstellung hauptberuflichen Per- 
sonals sind nicht ohne Geld möglich. 

Die Mitarbeiter des Zivilschutzes hoffen, daB der Haushalts- 
gesetzgeber sich der Einsicht nicht verschlieBt, daB die finan- 
zielle Grundlage für die AnlaufmaBnahmen des Zivilschutzkorps 
geschaffen werden muB. 


Zu unserem Titelbild: Herbst und Winter brachten 
ungewöhnlich starke Regenfalie, die an vielen 
Stellen zu Oberschwemmungen führten, wie hier 
am Rhein bei Bonn. 
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Eine Verzögerung dieser für den Schutz unserer Zivilbevölke- 
rung notwendigen MaBnahmen, ein Hinausschieben der Vorbe¬ 
reitungen für die Aufstellung des Zivilschutzkorps ware nicht ver- 
tretbar. Es würde an einen Mann erinnern, der seine Finanzen in 
Ordnung bringen möchte und statt anderer Ausgaben zunachst 
die Beitrage zur Feuerversicherung streicht. Erst die Zeit würde 
lehren, ob diese Streichung nicht den Verlust des ganzen Ver¬ 
mógens nach sich ziehen würde. So zerrüttet sind Bundesfinanzen 
und Wahrung keineswegs, daB derartige MaBnahmen notwendig 
waren. Eine besonnene Wertung der erforderlichen Ausgaben ist 
notwendig, aber auch ausreichend. Bei voller Anerkennung der 
Notwendigkeit einer Sicherung der Deutschen Mark: Auch die 
Sicherheit unserer Zivilbevölkerung muB gewahrleistet werden. 

Sicherheit ist unteilbar! 
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ivile 


erteidigung 


Ihre Entwicklung in der Bundesrepublik 


Von Ministerialrat Dr. jur., Dr. phil. Ullrich Eichstadt, Bonn 






Linke Seite: Seit dem 9. Mai 1955 
ist die Bundesrepublik Mitglied 
der NATO und konnte von diesem 
Tage an eine eigene Verteidigung 
im Rahmen des westlichen Bünd- 
nisses aufbauen. Unser Bild zeigt 
eine Stellung von Nike-Ajax- 
Flugabwehrraketen, geeignet zum 
Schutz eines einzelnen, besonders 
wichtigen Objektes. Rechts: Zum 
Schutz der Zivilbevölkerung vor 
Überraschungsangriften wurde 
u. a. ein Netz von Warnsirenen über 
das gesamte Gebiet der Bundes¬ 
republik gelegt. Zehn Warnamter 
können zentral einen Alarm aus- 
lösen. Unser Bild zeigt eine Warn- 
sirene in Freiburg im Breisgau; 
im Hintergrund das Münster. 



D er Abschlufl der Tatigkeit des 4. 
Deutschen Bundestages war durch 
das Ringen um die sogenannte 
Notstandsgesetzgebung gekenn- 
zeichnet. lm Hinblick auf die Bedeutung 
dieses Gesetzgebungswerkes ist es an der 
Zeit. Rückscbau auf die Entwicklung der 
zivilen Verteidigung zu halten. 

I. Der auBenpolitische Hintergrunü 
der Entwicklung bis 1955 

1. Nach der Kapitulation vom 8. Mai 1945 
hatten die vier Besatzungsmachte die 
oberste Gewalt in Deutschland übernom- 
men. In Ausführung der Proklamation Nr. 2 
beseitigten sie durch die Gesetze Nr. 2, 8 
und 34 des Kontrollrates samtliche Organi- 
sationen, Anlagen und Einrichtungen der 
deutschen militarischen und zivilen Vertei¬ 
digung. Sie verboten auBerdem „Verban¬ 
den, Vereinen, Gruppen und Einzelper- 
sonen jegliche Tatigkeit, die unmittelbar 
oder mittelbar die Theorie, Grundsatze, 
Technik oder Mechanik des Krieges lehrT. 
Durch das Gesetz Nr. 23 waren ferner die 
Planung, Vorbereitung und Errichtung von 
Luftschutzraumen für strafbar erklart wor¬ 
den. Durch die Kontrollratsdirektive Nr. 24 
vom 12. Januar 1946 wurden überdies der 
Reichsluftschutzbund und die Technische 
Nothilfe als Organisation unter nationalso- 
zialistischem EinfluB bezeichnet und formell 
aufgelöst. Zweck dieser Bestimmungen war 
die totale Entwaffnung und Entmilitari- 
sierung Deutschlands. 

Die Übereinstimmung der vier Besatzungs¬ 
machte über die Behandlung Deutschlands 
war indessen nicht von Dauer. Schon sehr 
bald kam es zu Spannungen zwischen der 


Sowjetunion und den Westmachten, die 
sich standig verscharften und ihren aller 
Welt sichtbaren ersten Höhepunkt mit der 
sowjetischen Blockade Berlins erreichten. 
Die Erkenntnis von der wachsenden Bedro- 
hung der freien Welt führte am 4. April 
1949 zur Gründung der Nordatlantikpakt- 
Organisation (NATO). Der Ausbruch des 
Korea-Konfliktes spitzte die internationale 
Lage erneut gefahrlich zu. 

2. Eine Folge dieser weltpolitischen Ent¬ 
wicklung war die Entscheidung der drei 
Westmachte, ihre Besatzungszonen im 
Frühjahr 1949 zur Bundesrepublik Deutsch¬ 
land zusammenzuschlieBen. Ungeachtet 
dessen war aber der Aufbau einer deut¬ 
schen Verteidigung — sei es im militari¬ 
schen, sei es im zivilen Bereich — zunachst 
nicht aktuell, da die Politik der Westmachte 
vorerst jeder deutschen Verteidigungsan- 
strengung entgegenstand. So behielten sich 
die westlichen Alliierten noch im Besat- 
zungsstatut vom 12. Mai 1949 die Zustan- 
digkeit für die Entwaffnung und Entmilitari- 
sierung sowie alle damit zusammenhangen- 
den Fragen vor. Nicht zuletzt wegen dieser 
Vorbehalte enthielt das Grundgesetz der 
Bundesrepublik in seiner ursprünglichen 
Fassung vom 23. Mai 1949 keine Bestim¬ 
mungen über die Gesetzgebung und Ver- 
waltung auf dem Gebiete der militarischen 
und der zivilen Verteidigung. 

3. Angesichts der unvermindert anhalten- 
den Gegensatze zwischen Ost und West 
war es gleichwohl naheliegend, die neuer- 
standene Bundesrepublik zu einem Vertei- 
digungsbeitrag heranzuziehen. So begannen 
schon im Jahre 1950 die ersten Erörterun- 
gen über die Aufstellung deutscher Streit- 
krafte. Daraus entwickelte sich der Plan 


einer Europaischen Verteidigungsgemein- 
schaft (EVG), der die Bundesrepublik 
als gleichberechtigter Partner angehören 
sollte. Am 26. Mai 1952 wurde der so¬ 
genannte Deutschland-(General-)Vertrag 
unterzeichnet, der die Beendigung des Be- 
satzungsstatutes und die Herstellung der 
vollen Souveranitat der Bundesrepublik 
zum Ziele hatte. Einen Tag spater wurde in 
Paris der Vertrag über die EVG paraphiert. 
Das französische Parlament lehnte diesen 
Vertrag jedoch ab. So muBte auf der Pariser 
Konferenz vom 19. bis 23. Oktober 1954 
eine neue Lösung gefunden werden. Die 
Bundesrepublik trat daraufhin in den Brüs- 
seler Pakt ein, der in die Westeuropaische 
Union (WEU) umgewandelt wurde. Die drei 
Westmachte erklarten sich ferner mit der 
Aufnahme der Bundesrepublik in die NATO 
einverstanden. Am 27. Februar 1955 gab 
der Deutsche Bundestag den Pariser Ver¬ 
tragen seine Zustimmung. Das Besatzungs- 
statut wurde am 5. Mai 1955 aufgehoben. 
Am 9. Mai 1955 trat die Bundesrepublik der 
NATO bei. Damit war der Weg für den Auf¬ 
bau einer eigenen Verteidigung im Rahmen 
des westlichen Bündnisses frei. 

II. Das Aufgabengebiet „öffent- 
liche Sicherheit“ als Keimzelle 
der zivilen Verteidigung 

1. Als die Bundesregierung im September 
1949 ihre Arbeit aufnahm, war die dar- 
gestellte auBenpolitische Entwicklung der 
nachsten Jahre noch nicht vorauszusehen. 
Aufgrund der weitergeltenden Kontrollrats- 
gesetzgebung und der im Besatzungsstatut 
verankerten Vorbehaltsrechte der Alliierten 
unterlag die Tatigkeit der Bundesressorts 


3 























zahlreichen Beschrankungen. Das Bundes- 
ressort, das in erster Linie mit Aufgaben 
befaBt war, die wir heute der zivilen Vertei- 
digung zurechnen, war das Bundesministe- 
rium des Innern. Bei der Abgrenzung der 
Zustandigkeiten zwischen den Bundes- 
ressorts war ihm — entsprechend der klas- 
sischen Kompetenzverteilung der deut- 
schen Verwaltungsorganisation — das Auf- 
gabengebiet „öffentliche Sicherheit'* zuge- 
fallen. Diesem Gebiet kam angesichts des 
Fehlens einer bewaffneten Macht ganz be- 
sondere Bedeutung zu. 

Die föderalistische Kompetenzverteilung 
des Grundgesetzes überlieB zwar die 
Gesetzgebung und Verwaltung für die 
öffentliche Sicherheit, insbesondere für die 
Polizei, grundsatzlich den Landern. Gleich- 
wohl sah Art. 87 GG die Möglichkeit vor, 
durch Bundesgesetze Grenzschutzbehör- 
den und Zentralstellen für das polizeiliche 
Auskunfts- und Nachrichtenwesen sowie 
zur Sammlung von Unterlagen für Zwecke 
des Verfassungsschutzes und die Kriminal- 
polizei einzurichten. Art. 73 Nr. 5 und 
10 GG gaben dem Bund auch die dazu er- 
forderliche Gesetzgebungskompetenz. 

Dank der Initiative des für diesen Bereich 
verantwortlichen Staatssekretars Ritter von 


in Starke von etwa 20 000 Mann an. Diese 
sollte vollmotorisiert und mit leichten Waf- 
fen ausgestattet sein. Sie sollte die Sicher¬ 
heit der Grenzen des Bundesgebietes 
gegen Störungen der öffentlichen Ordnung 
im Grenzgebiet, insbesondere gegen verbo- 
tene Grenzübertritte. gewahrleisten. Die Er- 
fahrungen des Korea-Konfliktes bestatigten 
die Notwendigkeit einer derartigen Organi- 
sation. Nach zum Teil sehr schwierigen Ver- 
handlungen kam es endlich am 16. Marz 
1951 zur Verabschiedung des Gesetzes 
über den Bundesgrenzschutz und die Er- 
richtung von Bundesgrenzschutzbehörden 
(BGBI. I S. 201). Unmittelbar darauf begann 
die Aufstellung der ersten BGS-Einheiten. 
Etwa zur gleichen Zeit waren zwischen dem 
Bundesministerium des Innern und den 
Landesregierungen Verhandlungen über 
die Errichtung von Bereitschaftspolizeien 
der Lander geführt worden. Am 27. Oktober 
1950 wurden diese Verhandlungen durch 
den AbschluB eines Verwaltungsabkom- 
mens gekrönt. Danach sollten die Lander 
zur Aufrechterhaltung der inneren Sicher¬ 
heit und Ordnung — unabhangig von den 
im laufenden Vollzugsdienst tatigen Polizei- 
kraften — besondere kasernierte Polizei- 
einheiten bis zur Starke von insgesamt 


Es ist hier nicht der Ort, auf Einzelheiten 
der Entstehung dieser Dienststellen und auf 
ihre weitere Entwicklung einzugehen. Rück- 
blickend laBt sich aber doch feststellen, daB 
damit in den Jahren 1950 bis 1952 die 
Grundlagen für das erste groBe Gebiet der 
zivilen Verteidigung geschaffen wurden. 
Allerdings darf man nicht übersehen, daB 
die Zielsetzung dieser Bemühungen mehr 
auf die Abwehr einer inneren Gefahrdung 
des Bestandes der demokratischen Grund- 
ordnung unseres Staates I. S. des Art. 
91 GG als auf die Abwehr eines Angriffes 
von auBen gerichtet war. 

3. Die Entwicklung des Aufgabengebie- 
tes „öffentliche Sicherheit" blieb nicht ohne 
Auswirkungen auf die innere Organisation 
des Bundesministeriums des Innern. Dieses 
war zunachst in eine Zentralabteilung und 
fünf Fachabteilungen (Verfassung und Ver¬ 
waltung; Beamtenrecht; Kulturelle Angele- 
genheiten; Gesundheitswesen und So- 
ziales) gegliedert. Zur Verfassungsabtei- 
lung gehorte auch eine kleine Unterab- 
teilung „öffentliche Sicherheit", In der die 
vorgenannten Gesetzentwürfe erarbeitet 
worden waren. Als dann im Herbst 1950 die 
Aufstellung des Bundesgrenzschutzes und 
der Bereitschaftspolizeien der Lander in 



Prasident a. D. Hermann 
J. Sautier übernahm 1951 
die Leitung des BLSV. 



Staatssekretar Ritter von 
Lex lieB die Rechtsunter- 
lagen erarbeiten. 


Ministerialdirektor Bauch, 
erster Leiter der 
Unterabteilung ZB. 


Lex wurde die Erarbeitung der erforder- 
lichen Rechtsgrundlagen unverzüglich m 
Angriff genommen. Bereits am 28. Septem¬ 
ber 1950 trat das Gesetz über die Zusam- 
menarbeit des Bundes und der Lander in 
Angelegenheiten des Verfassungsschutzes 
(BGBI. I S. 682) in Kraft Aufgrund dieses 
Gesetzes wurde ein Bundesamt für Ver- 
fassungsschutz errichtet. Ihm folgte das Ge¬ 
setz über die Errichtung eines Bundes- 
kriminal(polizei)amtes vom 8. Marz 1951 
(BGBI. I S. 165). 

2. Parallel dazu liefen die Bemühungen urn 
die Aufstellung eines Bundesgrenzschut¬ 
zes. Wahrend die beiden vorgenannten Ge- 
setze keinen durchgreifenden Bedenken 
der drei Westmachte begegneten, stieB 
dieses Vorhaben auf erheblich gröBere 
Schwierigkeiten. Dem Bund kam es nicht 
allein auf die Errichtung von Grenzschutz- 
behörden, sondern vor allem auch auf die 
Aufstellung einer polizeilichen Grenztruppe 


30 000 Mann aufstellen. Der Bund über¬ 
nahm die Becchaffung und die Kosten für 
die Bewaffnung und dio Gerateausstattung 
dieser Verbande. Ihm wurde dafür eine Ein- 
fluBnahme auf die Dislozierung, die Ausbil- 
dung und den Einsatz der Einheiten einge- 
raumt. Auch konnte er zur Ausübung seiner 
Rechte einen Inspekteur bestellen. 

Zur Durchführung der zentralen Beschaf- 
fung für den Bundesgrenzschutz und die 
Bereitschaftspolizeien der Lander wurde 
schliefllich durch ErlaB vom 18. Mai 
1951 eine besondere Beschaffungsstelle 
errichtet, die dem Bundesministerium des 
Innern unmittelbar unterstellt wurde. Nach 
der vorlaufigen Dienstanweisung vom 
23. Oktober 1952 konnte sie zusatzlich 
auch mit Beschaffungen für andere Bedarfs- 
trager betraut werden. Diese Erweiterungen 
ihrer Aufgaben sollte spater für den zivilen 
Bevölkerungsschutz von Bedeutung wer¬ 
den. 


greifbare Nahe rückte, wurde diese Unter¬ 
abteilung I C sehr erheblich erweitert. Da 
ihre Aufgaben aber immer stérker anwuch- 
sen, wurde sie am 2. August 1951 aufgelöst 
und eine sechste Fachabteilung „öffent¬ 
liche Sicherheit" unter Leitung von Mini¬ 
sterialdirektor Egidi gebildet. 

Bereits in der erweiterten Unterabteilung 
I C hatte es ein Sachgebiet „Luftschutz und 
ziviler Ordnungsdienst - gegeben. Dieses 
war im Herbst 1950 errichtet worden, nach- 
dem die Westmachte der Bundesregierung 
zu verstehen gegeben hatten, daB sie 
gegen die Vorbereitung eines passiven 
Luftschutzes keine Einwendungen erheben 
würden. Unter Leitung des Generalmajors 
a. D. Hampe, des spateren Présidenten der 
Bundesanstalt für zivilen Luftschutz, wur¬ 
den daraufhin die ersten Vorarbeiten für 
das neue Arbeitsgebiet eingeleitet. ImFrüh- 
jahr 1951 rief dann der Bundesminister des 
Innern einen „HauptausschuB Luftschutz" 
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mit mehreren nachgeordneten Fachaus- 
schüssen ins Leben. Aufgabe dieser 
Gremien war es, erste Studiën auszuarbei- 
ten, die die Grundlage für die Planung 
eines zivilen Luftschutzes bilden sollten. 
Nachdem die westlichen Alliierten am 
27. Juli 1951 offiziell der Durchführung zi- 
viler LuftschutzmaBnahmen in der Bundes- 
republik zugestimmt und am 23. Mai 
1952 das Kontrollratsgesetz Nr. 23 sus- 
pendiert hatten, waren die Haupthinder* 
nisse für das Wiedererstehen eines zivilen 
Luftschutzes beseitigt. lm Zuge dieser Ent- 
wicklung wurde am 4. Februar 1952 im 
Rahmen der Abteilung VI eine besondere 
Unterabteilung „Ziviler Bevölkerungsschutz 
(ZB)" unter Leitung des spateren Mini- 
sterialdirektorsBauch gebildet. Sie umfaBte 
zunachst fünf Referate, von denen zwei 
reine Luftschutzaufgaben hatten. Spater 
wurde sie auf sieben, dann auf zehn Refe¬ 
rate erweitert und am 11. Dezember 
1956 in eine selbstandige Abteilung um- 
gewandelt, die mehrere Jahre die Bezeich- 
nung „ZB" trug, ehe sie als Abteilung VII 
endgültig in „Zivile Verteidigung" umbe- 
nannt wurde. Keimzelle dieses Aufbaues 
war mithin das kleine im Spatherbst 
1950 errichtete Sachgebiet „Luftschutz". 

III. Die Anfönge des zivilen 
Bevölkerungsschutzes 

1. Selten hat es wohl in der deutschen Ver- 
waltung eine so dornenvolle und schwierige 
Aufgabe gegeben wie jenen Auftrag, dem 
sich die neue Unterabteilung ZB ab Früh- 
jahr 1952 gegenübersah. 

Anders als für das Arbeitsgebiet „öffent- 
liche Sicherheit" fehlte es hier an jeder 
verfassungsrechtlichen Grundlage. Das 
Grundgesetz enthielt keinerlei Bestimmun- 
gen über die Gesetzgebungs- und Verwal- 
tungszustandigkeiten für die Verteidigung 
und den Schutz der Zivilbevölkerung. Es 
war aber von Anfang klar, daB ein wirk- 
samer Bevölkerungsschutz nicht ohne 
gesetzliche Regelungen aufgebaut werden 
konnte. Nur so war es möglich, den Staats- 
bürger zur Mitarbeit an ihm zu verpflichten. 
Ohne derartige Gesetze fehlte aber auch 
die rechtliche Handhabe, urn Lander, 
Kommunen und andere öffentlich-rechtliche 
Institutionen mit der Planung und Durch¬ 
führung der erforderlichen MaBnahmen zu 
betrauen, organisatorische Regelungen zu 
treffen und die unabweisbaren finanziellen 
Lasten zu verteilen. Erst die Erganzung des 
Grundgesetzes vom 26. Marz 1954 (BGBI. 
I S. 45) schloB diese Lücke, indem sie dem 
Bund durch die Anderung des Art. 73 GG 
die ausschlieBliche Gesetzgebungskom- 
petenz für diese Aufgabe verlieh. 

Auch nach diesem Zeitpunkt fehlte aber 
eine ausreichende Verwaltungskompetenz. 
Die Errichtung bundeseigener Behörden 
kam nur für einen kleinen Teil der Auf- 
gaben in Betracht und war überdies an die 
erschwerende Regelung des Art. 87 Abs. 
3 GG gebunden. Die Notwendigkeit, 
Gesetze über den zivilen Bevölkerungs¬ 
schutz nach einheitlichen Gesichtspunkten 
durchzuführen unddamit auch überregiona- 
len Erfordernissen zu genügen, verbot es, 


ihre Ausführung der landeseigenen Verwal- 
tung zu überlassen. Eine derartige Rege¬ 
lung hatte überdies gemaB Art. 106 GG den 
Landern die Kosten aufgebürdet. Das 
Grundgesetz gestattete es aber nicht, für 
den zivilen Bevölkerungsschutz die Bun- 
desauftragsverwaltung einzuführen. Diese 
zweite Lücke konnte erst geschlossen wer¬ 
den, als durch die Erganzung des Grundge¬ 
setzes vom 19. Marz 1956 (BGBI. I S. 111) 
ein neuer Art. 87 b eingefügt wurde. 
Schwerer als der Mangel an Rechtsgrund- 
lagen wog indessen die Tatsache, daB es 
zunachst an jeder Konzeption für den Auf- 
bau eines zivilen Bevölkerungsschutzes 
fehlte. Es war nicht möglich, ohne weiteres 
die Grundlagen des deutschen Luftschutzes 
im 2. Weltkrieg zu übernehmen, da sich die 
Situation inzwischen grundlegend ver¬ 
andert hatte. 

An die Stelle des zentralistisch regierten 
Reiches war ein föderativ gegliedeter Bun- 


desstaat mit einer stark ausgepragten, 
Eigenstandigkeit der Kommunen und Kom- 
munalverbande getreten. Man konnte sich 
1952 auch nicht auf eine deutsche Wehr- 
macht oder Massenorganisationen wie den 
Reichsluftschutzbund stützen, da alle diese 
Einrichtungen nach 1945 beseitigt worden 
waren. Durch die Spaltung Deutschlands 
und die Einbeziehung beider Teile in zwei 
einander feindliche Machtblöcke hatte sich 
zudem die wehrgeographische Situation 
gewandelt. Es muBte damit gerechnet wer¬ 
den, daB die Bundesrepublik im Falie eines 
militarischen Konfliktes Erdkampfgebiet 
sein werde. Damit steilten sich ganz neue 
Probleme. Vor allem aber hatte die Waffen- 
technik eine revolutionare Entwicklung 
durchgemacht. Mit der Explosion von 
Atombomben über Hiroshima und Nagasaki 
war ein neuartiges Kampfmittel mit bisher 
nicht bekannten Wirkungen in Erscheinung 
getreten. Die Weiterentwicklung dieser 


Rechts: Ein gemaft Kontrollrats¬ 
gesetz gesprengter Luftschutz- 
bunker in Weiftenturm am Rhein. 


Linten: Debatte im Deutschen 
Bundestag. Hier fiel am 27. Fe¬ 
bruar 1955 die Entscheidung für 
die Pariser Vertrage, die die Vor- 
aussetzungen zu einem eigenen 
Verteidigungsbeitrag schufen. 
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Eine Reihe Verbande hat sich 
seit jeher in den Dienst am Nach- 
sten gestellt und bei Katastrophen 
in Friedenszeiten mit ausge- 
bildeten Helferinnen und Helfern 
segensreich gewirkt. 




Links auBen: THW-Helfer stützen 
ein gefahrdetes Haus ab. Mitte: Der 
Malteser-Hilfsdienst verfügt über 
komplette Sanitatseinrichtungen. 
Oben: Auch die Johanniter-Unfall- 
Hilfe kann überall eingreifen. 


Waffe führte zur Wasserstoffbombe. Die 
thermonuklearen Bomben wiesen Druck- 
stoB-, Sog- und Hitzewirkungen bisher un- 
bekannten AusmaBes auf. Dazu kam die 
ganz neue Gefahr der radioaktiven Strah- 
lung. Halt man sich nun noch die zur glei- 
chen Zeit erfolgten gigantischen Fortschrit- 
te der Raketentechnik vor Augen, die es er- 
möglicht, jeden Punkt der Erdoberflache in 
unvorstellbar kurzer Zeit durch Trager von 
nuklearen Sprengköpfen zu erreichen, so 
wird vollends deutlich, daB man im Jahre 
1952 vor einem vollkommen neuen Anfang 
stand. 

Angesichts dieser neuen Faktoren eine 
Konzeption für den zivilen Bevölkerungs- 
schutz zu entwickeln, erwies sich als auBer- 
ordentlich schwierig. Einmal fehlte es an 
militarischen Gesprachspartnern, mit denen 
die grundlegenden strategischen Pla- 
nungen erörtert werden konnten. Ohne 
Berücksichtigung der militarischen Ab- 
sichten und Überlegungen laBt sich aber 
keine brauchbare zivile Planung aufstellen, 
da im Zeitalter einer modernen Krieg- 
führung beide Bereiche unlösbar miteinan- 
der verzahnt sind. Militarisch spielte die 
Bundesrepublik in dieser Zeit aber noch 
keine Rolle. An den NATO-Planungen war 
sie noch nicht beteiligt. Ebensowenig hatte 
sie zu den streng gehüteten Atomgeheim- 
nissen der alliierten GroBmachte Zugang. 
Es dauerte bis 1954, ehe in den USA eine 
Sachverstandigengruppe der im Rahmen 
der Deutschen Forschungsgemeinschaft ins 
Leben gerufenen Schutzkommission brauch¬ 
bare Informationen sammeln konnte. Erst 
ab 1955 nahm die Bundesrepublik an der 
Arbeit der NATO-Ausschüsse teil und wur- 
de so in den Erfahrungsaustausch der 
Allianz einbezogen. Bis dahin war die 
Unterabteilung ZB auf sich selbst ange- 
wiesen. 

Eine weitere — in ihrer Bedeutung vielfach 
erheblich unterschatzte —Schwierigkeit lag 


in den psychologischen Widerstanden, die 
sich dem Aufbau eines zivilen Bevölkerungs- 
schutzes entgegenstellten. Die deutsche 
Bevölkerung hatte den 2. Weltkrieg mit all 
seinen Schrecken erlebt. Nach seinem Ende 
hatte sie nur den einen Wunsch, dieses Er- 
leben möglichst zu vergessen und nie wie¬ 
der daran erinnert zu werden. Die Politik 
der Besatzungsmachte nach 1945 hatte 
diesen Wunsch nachhaltig verstarkt, indem 
sie jahrelang jeden Gedanken an eine deut¬ 
sche Verteidigungsanstrengung diskrimi- 
nierte. Dazu kam, daB der deutsche Staats- 
bürger im Zeichen des beginnenden Wirt- 
schaftsaufschwunges nun nach langen Jah- 
ren der Not in erster Linie urn die Befriedi- 
gung seiner persönlichen Wünsche besorgt 
war. In den Bemühungen urn einen zivilen 
Bevölkerungsschutz sah er eine Bedrohung 
seiner individuellen Interessen und lehnte 
es daher ab, sich mit derartigen Gedanken- 
gangen zu befassen. Diese Haltung wurde 
ihm durch die weitverbreitete Auffassung 
erleichtert, daB es gegen die unbestritten 
furchtbare — w'enn auch aus Sensations- 
bedürfnis oder aus politischen Motiven oft 
unzutreffend dargestellte — Wirkung der 
neuen nuklearen Waffen ohnehin keinen 
Schutz gabe. Kriegserlebnis, Entmilitari- 
sierungspolitik und der Pessimismus ge- 
genüber allen Schutzvorkehrungen lahmten 
die öffentlichkeit und hinderten vielfache 
Bemühungen urn das Verstandnis für die 
Probleme des zivilen Bevölkerungsschutzes 
und die Notwendigkeit einer Mitarbeit jedes 
einzelnen. 

Es sei an dieser Stelle nicht verschwiegen, 
daB die vorstehend genannten drei Kom- 
plexe — Notwendigkeit der erforderlichen 
Rechtsgrundlagen, Erarbeitung einer ein- 
heitlichen Konzeption und psychologische 
EinfluBnahme auf die Bevölkerung — auch 
heute nach dreizehn Jahren noch zu den 
Kernproblemen der zivilen Verteidigung ge- 
hören. 

2. In Anbetracht dieser Ausgangslage 


nimmt es nicht wunder, daB das Bundes- 
ministerium des Innern jeden Versuch 
unterstützte, der die Bildung neuer freiwil- 
liger Organisationen für Zwecke des zivilen 
Bevölkerungsschutzes zum Ziele hatte. Dar- 
über hinaus bemühte es sich nach Kratten, 
bereits vorhandene Organisationen, wie 
das Deutsche Rote Kreuz, den Arbeiter-Sa- 
mariterbund, den Malteser-Hilfsdienst und 
die Johanniter-Unfallhilfe, vor allem auch 
die Freiwilligen Feuerwehren in den Aufbau 
des zivilen Bevölkerungsschutzes miteinzu- 
spannen, zumal alle diese Verbande schon 
beim Katastrophenschutz in Friedenszeiten 
tatig waren. 

Eine andere Möglichkeit, als sich auf diese 
Hilfs- oder Basisorganisationen abzustüt- 
zen, hat es damals wohl kaum gegeben, da 
es an gesetzlichen Grundlagen für die Auf- 
stellung eines besonderen Luftschutz- 
dienstes fehlte. Dennoch laBt sich nicht er¬ 
kennen, daB damit ein Weg beschritten 
wurde, der spater zu zahlreichen Schwierig- 
keiten, insbesondere organisatorischer Art, 
führte. 

3. Die erste Neugründung einer freiwilligen 
Luftschutzorganisation erfolgte in Wiesba- 
den. Dort wurde am 12. Marz 1951 von pri- 
vater Seite eine „Arbeitsgemeinschaft Luft- 
schutz“ gebildet, aus der am 4. Mai 
1951 der „Allgemeine Luftschutzverband 
(ALSV)“ hervorging. Dieser setzte sich den 
Aufbau eines passiven Luftschutzes zum 
Ziel. 

Der neue Verband knüpfte an die Geschich- 
te der deutschen Luftschutzorganisationen 
an. Diese begann in der Weimarer Republik 
mit der Gründung des „Deutschen Luft- 
schutz-Vereins“, der im Mai 1932 durch 
den „Deutschen Luftschutz-Verband“ abge- 
löst wurde. Nach der Machtübernahme 
durch die Nationalsozialisten trat dann der 
am 29. April 1933 als eingetragener Verein 
gegründete Reichsluftschutzbund (RLB)sei- 
ne Rechtsnachfolge an. Nach seiner Sat- 
zung oblag ihm die Aufklarung und Wer- 
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bung für den Luftschutz, die Vorbereitung 
und Durchführung des Selbstschutzes der 
Bevölkerung und die personelle Erganzung 
des behördlichen Luftechutzes. lm 2. Welt- 
krieg wurde der RLB dann durch Verord- 
nung des Ministerrates für die Reichsver- 
teidigung vom 14. Mai 1940 (RGBI. I S. 
784) in eine Körperschaft des öffentlichen 
Rechts umgewandelt und der Aufsicht des 
Reichsministers für Luftfahrt unterstellt. 
Diesem oblag nach dem Luftschutzgesetz 
vom 26. April 1935 (RGBI. I S. 827, gean- 
dert am 8. 9. 1939, RGBI. I S. 1762) die 
Durchführung des Luftschutzes. Mit dem 
Kriegsende hörte die Existenz des RLB auf. 
Da der neu gegründete ALSV keine finan- 
zielle Basis hatte und seine Planungen zu- 
dem in den staatlichen Aufgabenbereich 
eingriffen, sah das Bundesministerium des 
Innern schon im Sommer 1951 die spatere 
Eingliederung des Verbandes in eine um- 
fassende Selbstschutzorganisation vor. 
Nach verschiedenen Zwischenstationen 
wurde dann — bei gleichzeitiger Auflösung 
des ALSV — am 24. November 1951 der 
„Bundesluftschutzverband (BLSV)" mit Sitz 
in Köln gegründet. Auch der BLSV war ein 
Verein von Privatpersonen, der die Bevöl¬ 
kerung durch Aufklarung, Beratung und Be- 
treuung in Selbstschutz- und Selbsthilfe- 
maBnahmen gegenüber Katastrbphen, ins- 
besondereLuftgefahren, unterweisen sollte. 
Zum Vorsitzenden des Verbandes wurde 
der letzte geschaftsführende Président des 
Reichsluftschutzbundes, Sautier, gewahlt. 
Die Tatigkeit des BLSV war zunachst auf 
den Aufbau der eigenen Organisation ge- 
richtet. So begann im Jahre 1952 die Bil- 
dung von Landesstellen, denen allmahlich 
auch Bezirks-, Kreis- und Ortsstellen nach- 
geordnet wurden. Ihre Arbeitsgebiete deck- 
ten sich mit den Verwaltungsgrenzen der 
Lander, Regierungsbezirke, Landkreise und 
Gemeinden. 

lm Frühjahr 1952 führte der BLSV schon 
die ersten Ausbildungslehrgange in der 



Links: Durch standige übungen 
starkt das Deutsche Rote Kreuz die 
Einsatzbereitschaft seiner 
Mitglieder. Oben: Der BLSV erfüllt 
eine wichtige Aufgabe innerhalb 
der zivilen Verteidigung, indem 


er die Bevölkerung über Gefahren 
und Schutzmöglichkeiten unter- 
richtet. Oben: Dem Nachsten 
in Not helfen, wollen auch die 
Frauen und Marmer des 
Arbeiter-Samariter-Bundes. 


Sportschule Hennef (Sieg) und in Kirch- 
heimbolanden durch, da er zunachst noch 
über keine eigene Luftschutzschule verfüg- 
te. Erst 1956 konnte in Waldbröl, im Land- 
kreis Gummersbach, ein geeignetes Gebau- 
de angemietet werden, in dem die Bundes- 
luftschutzschule ihren Betrieb aufnahm. 

Die Arbeit des Bundesluftschutzverbandes 
litt jedoch schon sehr bald darunter, daB 
ihm lediglich Privatpersonen als Mitglieder 
angehörten, denen keine hoheitlichen 
Befugnisse zustanden. MiBlich war zudem, 
daB der BLSV voll durch Bundeszuschüsse 
finanziert werden muBte, die Satzung aber 
keine Einwirkungsrechte des Bundes auf 
den Verein vorsah. So kam es nach lange- 
ren Verhandlungen am 4. August 1952 zu 
einer Satzungsanderung, derzufolge dem 
BLSV als ordentliche Mitglieder mit Stimm- 
recht in der Mitgliederversammlung nur 
Körperschaften und Organisationen ange- 
hören sollten. AuBerdem wurde der BLSV 
an die Richtlinien und Weisungen des Bun- 
desministers des Innern gebunden. lm 
Herbst 1952 begannen darauf Verhandlun¬ 
gen des Bundes mit den Landern und den 
kommunalen Spitzenverbanden, urn diese 
zum Beitritt zu veranlassen und den BLSV 
damit auf eine breitere Basis zu stellen. 
Dieses Ziel wurde nach einiger Zeit er- 
reicht. Dabei sah man bereits die Umwand- 
lung des BLSV aus einem Verein in eine 
öffentlich-rechtliche Körperschaft vor. Diese 
erfolgte jedoch erst am 9. Oktober 1957 
(§ 31 des 1. ZBG vom 9. 10. 1957, BGBI. I 
S. 1696). 

Damit wurde der BLSV eine bundesunmit- 
telbare Körperschaft des öffentlichen 
Rechts, der der Bund, die Lander und die 
kommunalen Spitzenverbande angehören. 
Der Verband untersteht der Aufsicht des 
Bundesministers des Innern und hat die 
Aufgabe, nach seinen Richtlinien und Wei¬ 
sungen 

(1) die Bevölkerung über die Gefahren von 
Angriffen aus der Luft aufzuklaren, sie bei 


LuftschutzmaBnahmen zu beraten sowie die 
Organisation und Ausbildung freiwilliger 
Helfer für den Selbstschutz der Bevöl¬ 
kerung durchzuführen, 

(2) im Rahmen der gesetzlichen Vorschrif- 
ten bei der Durchführung von sonstigen 
LuftschutzmaBnahmen mitzuwirken. Durch 
seine Eigenschaft als Körperschaft steht 
der BLSV somit auBerhalb der sonstigen 
Verwaltungsorganisation im Bereich des 
zivilen Bevölkerungsschutzes. 

4. Parallel zum Aufbau des Bundesluft¬ 
schutzverbandes liefen Bemühungen urn 
die Aufstellung freiwilliger technischer 
Hilfskrafte zum Einsatz bei Notstanden. Als 
Vorbild für eine derartige Organisation 
diente die ehemalige „Technische Not- 
hilfe“, die 1919 gegründet worden war und 
zunachst dem damaligen Reichswehrmini- 
ster Noske, spater den jeweiligen Reichs- 
ministern des Innern unterstand. Auch sie 
war 1945 von den Besatzungsmachten auf- 
gelöst worden. 

Schon im Sommer 1950 hatte der Gründer 
und langjahrige Leiter der Technischen 
Nothilfe, Direktor Lummitzsch, dem Bun- 
desminister des Innern die Gründung einer 
gleichartigen Organisation vorgeschlagen. 
Aus politischen Gründen war es aber nicht 
möglich, die Technische Nothilfe wieder 
aufleben zu lassen. So wurde zunachst vor- 
gesehen, freiwillige Hilfskrafte zu werben 
und diese einem technischen Stab im Rah¬ 
men der Führung einer Bundespolizei zuzu- 
ordnen. Als Arbeitstitel für diese Einrich- 
tung wurde die Bezeichnung „Ziviler Ord- 
nungsdienst" gewahlt. Mit den vorbereiten- 
den Arbeiten für seine Aufstellung wurde 
Direktor Lummitzsch am 12. September 
1950 von dem damaligen Bundesminister 
des Innern, Dr. Heinemann, beauftragt. 

Als dann feststand, daB der Bund eine 
Grenzschutztruppe aufstellen würde, gab 
man die Bindung der geplanten Organi¬ 
sation an die Polizei auf und verzichtete 
auch auf die miBverstandliche Bezeichnung 
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„Ziviler Ordnungsdienst". An ihre Stelle 
trat — in Anlehnung an die ehemalige Tech¬ 
nische Nothilfe — der Name „Technisches 
Hilfswerk (THW)“, der am 20. Oktober 

1951 festgelegt wurde. 

Ehe es aber zu der eigentlichen Gründung 
des THW kam, muBte der Bundesminister 
des Innern langwierige Verhandlungen mit 
den Fraktionen des Bundestages, dem 
Deutschen Gewerkschaftsbund, den Lan- 
dern und den kommunalen Spitzenverban- 
den führen. Dabei ging es vor allem urn die 
Aufgabenstellung des THW, die Befugnis 
für seinen Einsatz und die Rechtsform der 
Organisation. Wenn dabei auch Einigkeit 
darüber erzielt wurde, daB der Aufbau eines 
technischen Apparates zur Sicherstellung 
der lebenswichtigen Versorgung der Bevöl- 
kerung auf möglichst breiter Basis notwen- 
dig war, so blieben doch Meinungs- 
verschiedenheiten bestehen. 

Zunachst blieb die Rechtsform des THW 
unklar. Ursprünglich war es geplant, das 
THW — ahnlich wie den BLSV — als rechts- 
fahigen Verein zu führen, doch ist diese 
Absicht niemals verwirklicht worden. Statt 
dessen wurde Direktor Lummitzsch am 
20. Marz 1952 bevollmachtigt, „zum Zwek- 
ke des sofortigen Anlaufens des künftigen 
Technischen Hilfswerkes . . . die notwen- 
digen MaBnahmen für die Aufstellung der 
freiwilligen Hilfsorganisation zu treffen, ins- 
besondere Bezirks- und Ortsverbande vor- 
laufig einzurichten, freiwillige Helfer durch 
Einzelwerbung zu gewinnen und die damit 
verbundenen Rechtsgeschafte zu tatigen". 
Die Finanzierung des THW erfolgte durch 
Bundeszuschüsse. In den durch einen vom 
Bunde gebilligten Wirtschaftsplan gesetzten 
Grenzen sollte Direktor Lummitzsch in kür- 
zester Frist die Einsatzbereitschaft des 
THW gewahrleisten. 

Durch die „Vorlaufigen Richtlinien des BMI 
für das Technische Hilfswerk*' vom 27. Mai 

1952 wurden die Aufgaben der Organi¬ 
sation festgelegt. Danach oblag ihr 

(1) die technische Hilfeleistung bei der Ab- 
wehr von Katastrophen, 

(2) die Leistung technischer Dienste im 
zivilen Luftschutz und 

(3) die helfende Mitwirkung bei der Besei- 
tigung von Notstanden, durch welche die 
Lebensbedürfnisse der Bevölkerung, der 
öffentliche Gesundheitsdienst, der lebens- 
notwendige Verkehr oder die öffentliche 
Sicherheit gefahrdet werden, sofern alle 
anderen dafür vorgesehenen MaBnahmen 
nicht ausreichen. 


Politisch problematisch war vor allem die 
dritte Aufgabe, da die Gewerkschaften dar- 
in die Gefahr einer unzulassigen Streik- 
bekampfung sahen. So muBte klargestellt 
werden, daB das THW nur dann eingesetzt 
werden durfte, wenn ein öffentlicher Not- 
stand nicht auf andere Weise abgewehrt 
werden konnte. AuBerdem sollte ein Ein¬ 
satz zur Beseitigung derartiger Notstande 
nur durch die Kreis- und Gemeindeverwal- 
tung oder die Obersten Landesbehörden im 
Einvernehmen mit dem BMI angeordnet 
werden können. Wenn die Auswirkungen 
eines derartigen Notstandes dagegen über 
den Bereich eines Landes hinausgehen 
konnten, so sollte der Bundesminister des 
Innern im Einvernehmen mit den beteiligten 
Landesregierungen den Einsatz anordnen. 
Bei Katastrophen war jede für dieErhaltung 
der öffentlichen Ordnung zustandige Behör- 
de berechtigt, die Unterstützung des THW 
in Anspruch zu nehmen. Der Einsatz im 
zivilen Luftschutz blieb besonderen An- 
weisungen vorbehalten. 

Organisatorisch sollte sich das THW über 
das ganze Bundesgebiet einschlieBlich 
Berlin erstrecken. Es gliederte sich in eine 
Hauptstelle mit Sitz in Koblenz, die spater 
nach Bonn verlegt wurde, in Landesverban- 
de, deren Bereiche sich mit den politischen 
Grenzen der Lander deckten, und in Orts¬ 
verbande, die sich in erster Linie nach 
Schwerpunkten der Industrie richteten. 

Bis zum Februar 1953 war der organisatori¬ 
sche Aufbau des THW im wesentlichen ab- 
geschlossen. Die Ortsverbande umfaBten zu 
dieser Zeit rund 22 000 Helfer. Für Aus- 
bildungszwecke war die ehemalige Landes- 
bauernschule des Reichsnahrstandes in 
Marienthal an der Ahr als Bundesschule in 
Betrieb genommen. Daneben wurden einige 
Spezialschulen und örtliche Ausbildungs- 
statten geschaffen. 

Bis zu diesem Zeitpunkt beruhte das THW 
lediglich auf einer persönlichen Beauf- 
tragung seines Direktors. Da dies auf die 
Dauer nicht angangig war, muBte seine 
endgültige Rechtsform geklart werden. 
Nach Zustimmung durch das Bundes- 
kabinett errichtete der Bundesminister des 
Innern durch ErlaB vom 25. August 1953 
(GMBI S. 507) eine nichtrechtsfahige Bun- 
desanstalt „Technisches Hilfswerk 4 *. Ihre 
Aufgabenstellung wurde gegenüber den 
Richtlinien vom 27. Mai 1952 etwas ge- 
andert. Dem Technischen Hilfswerk ob- 
lagen nunmehr folgende Aufgaben: 

„1. Leistung technischer Hilfe bei Katastro¬ 



phen und Unglücksfallen gröBeren Aus- 
maBes; 

2. Leistung technischer Dienste im zivilen 
Luftschutz; 

3. Leistung technischer Hilfe bei der Be¬ 
seitigung von öffentlichen Notstanden, 
durch welche die lebenswichtige Versor¬ 
gung der Bevölkerung. der öffentliche Ge¬ 
sundheitsdienst oder der lebensnotwendige 
Verkehr gefahrdet werden, sofern alle 
anderen hierfür vorgesehenen MaBnahmen 
nicht ausreichen. 44 

Für die dritte Aufgabe wurde auBerdem 
festgelegt, daB das THW erst dann Hilfe 
leiste, „wenn die Sozialpartner, die Ge- 
meinden, die Landkreise oder das Land 
nicht in der Lage sind, die lebenswichtige 
Versorgung aufrechtzuerhalten 44 . 

Die organisatorischen Bestimmungen über 
die Gliederung des THW und die Befugnis, 
seinen Einsatz anzuordnen, blieben im 
Grundsatz unverandert. Bei öffentlichen 
Notstanden überregionaler Art sollte die 
Hilfeleistung des THW jedoch nunmehr 
durch die Bundesregierung, bei Gefahr im 
Verzuge durch den Bundesminister des 
Innern im Einvernehmen mit den beteiligten 
Bundesministern und nach Anhörung der 
Obersten Landesbehörden angeordnet wer¬ 
den. Spater wurde diese Bestimmung durch 
einen ErlaB vom 11. November 1958 (GMBI 
1958 S. 498) erganzt. Danach sollten nicht 
nur die Obersten Landesbehörden, sondern 
auch die Sozialpartner vor einer Einsatz- 
anordnung angehört werden. Damit wurde 
die politische Problematik der dritten Auf¬ 
gabe des THW wesentlich entscharft. 

Der ErrichtungserlaB vom 25. August 
1953 sah ferner die Bestellung von Kreis- 
beauftragten für die Landkreisebene und 
die Bildung eines Verwaltungsbeirates vor. 
Beide Regelungen haben indessen keine 
praktische Bedeutung erlangt. 

Eine Folge dieser Entwicklung war es, daB 
das THW im Jahre 1953 erstmalig im Bun- 
deshaushaltsplan ein eigenes Kapitel (Kap. 
0619) erhielt und damit auch seine Finan¬ 
zierung auf eine feste Grundlage gestellt 
wurde. Bei dieser Regelung blieb es bis 
zum Jahre 1957. 

Das Technische Hilfswerk ist somit die 
erste echte nachgeordnete Bundesdienst- 
stelle, die im Bereich des zivilen Be- 
völkerungsschutzes errichtet wurde. Damit 
stand nicht allein die Hauptstelle, sondern 
auch ein bundeseigener Unterbau bis in die 
Ortsebene zur Verfügung. Es laBt sich in¬ 
dessen nicht übersehen, daB nur eine der 


Selbstschutz bei einer Einsatz- 
übung. Die Helferinnen und Helfer 
des Selbstschutzes werden durch 
den Bundesluftschutzverband ge- 
worben und ausgebildet. Sie 
haben der organisierten Hilfe „von 
au0en“ gegenüber die Vorteile 
des Zeitvorsprunges und 
der Ortskenntnis. 




In der Sdiweiz: 


DIE KUCHT. 

SCHUTZDIENST ZD LEISTIN 

Wahrend man sich in der Bundesrepublik Deutschland offenbar nur schwer an den Ge- 
danken gewöhnen kann, daB Gesetze dem Bürger Pflichten auf dem Gebiete des Zivil- 
schutzes auferlegen werden, haben mehrere europaische Lander bereits gültige Gesetze, 
die die Rechte und Pflichten im Zivilschutz regeln. Wie diese bei unserem südlichen Nach- 
barn, in derSchweiz, aussehen. schildert ein Artikel imPresse- und Informationsdienst des 
schweizerischen Bundes für Zivilschutz, den wir nachstehend unseren Lesern zur Kenntnis 
bringen. (Die Redaktion) 

* * * 


drei Aufgaben des THW, namlich die Lel- 
stung technischer Dienste im Luftschutz, 
für den zivilen Bevölkerungsschutz von 
Bedeutung war. Andererseits unterlieB es 
das THW zu Recht, seine Organisation nach 
seinen drei Aufgaben aufzuteilen, weil sich 
Planung, Ausrüstung, Ausbildung und Ein- 
satz für drei Bereiche nicht grundsatzlich 
voneinander unterschieden. Es blieb daher 
lange Zeit dabei, daB alle drei Aufgaben 
denselben Dienststellen und denselben 
Helfern oblagen. Da sich die Struktur des 
THW nicht der Gliederung der allgemeinen 
Luftschutzorganisation einfügte, muBten 
sich bei der weiteren Entwicklung zwangs- 
laufig Schwierigkeiten ergeben. 

5. Die Erkenntnis, daB die Planung des 
zivilen Bevölkerungsschutzes in hohem 
Grade von wissenschaftlichen und techni- 
schen Fragen abhangig war, offenbarte 
bald einen Mangel der bisherigen Organi¬ 
sation. Es fehlte eine Stelle, die sich der 
wissenschaftlich-technischen Probleme an- 
nahm und Ergebnisse erarbeitete. die für 
eine einheitliche Luftschutzplanung ver- 
wertbar waren. Bis 1945 hatte diese Auf- 
gabe der damaligen Reichsanstalt der Luft- 
waffe für Luftschutz obgelegen, die sich dar- 
über hinaus auch der Ausbildung leitender 
Luftschutzkrafte widmete. 

Urn hier Abhilfe zu schaffen, wurde durch 
ErlaB des Bundesministers des Innern vom 
11. Dezember 1953 (GMBI 1953 S. 577) die 
nichtrechtsfahige Bundesanstalt für zivilen 
Luftschutz mit Sitz in Bad Godesberg er- 
richtet. Ihr wurden folgende Aufgaben zu- 
gewiesen: 

(1) Ausbildung leitender Luftschutzkrafte, 

(2) die Mitarbeit an der Luftschutzplanung, 

(3) die Sammlung und Auswertung von Ver- 
öffentlichungen über den zivilen Luftschutz, 

(4) die Aufgabenstellung und Auswertung 
der technisch-wissenschaftlichen Luft- 
schutzforschung, 

(5) die Prüfung und Mitwirkung bei der Zu- 
lassung und Normung von Luftschutzgerat 
und -mitteln. 

Bei dieser Aufgabenstellung stand die in 
erster Linie erforderliche Gewinnung und 
Verarbeitung wissenschaftlich-technischer 
Erkenntnisse für die Gesamtplanung nicht 
im Mittelpunkt. MaBgeblich dafür war die 
Auffassung, daB die Bundesanstalt keine 
eigene Forschung betreiben, sondern Auf- 
trage an andere Institutionen vergeben und 
deren Ergebnisse koordinieren sollte. Sie 
war infolgedessen sehr stark auf die Zu- 
sammenarbeit mit den Fachausschüssen 
der Schutzkommission der Deutschen 
Forschungsgemeinschaft, mit wissenschaft¬ 
lichen Instituten und der Industrie ange- 
wiesen. Alle diese Einrichtungen befaBten 
sich aber nur mit bestimmten Aspekten der 
Problematik, die jeweils in ihrem Inter- 
essenbereich lagen. So war die Bundes¬ 
anstalt neben ihrer Koordinierungsfunktion 
mehr oder minder auf die Bearbeitung von 
Detailfragen, insbesondere auf die Entwick¬ 
lung und Erprobung von Ausrüstungs- 
gegenstanden und Fahrzeugen für 
die Luftschutzorganisation beschrankt. I 

(Wird fortgesetzt) 


In denGemeinden aller Landesteile, die ge- 
setzlich unter die Organisationspflicht tal¬ 
len, beginnt die Rekrutierung der schutz- 
dienstpflichtigen Manner, urn sie in die ört- 
liche Zivilschutzorganisation einzuteilen 
und in Instruktionskursen in ihre Tatigkeit 
einzuführen. Es wird dabei immer wieder 
festgestellt, daB es leider zahlreiche Bürger 
gibt, die über die Schutzdienstpflicht, wie 
sie sich aus dem seit 1. Januar 1963 in 
Kraft befindlichen Zivilschutzgesetz ergibt, 
nur mangelhaft oder überhaupt nicht orien- 
tiert sind. Die Pflicht, Schutzdienst zu lei¬ 
sten, beginnt für alle nicht in der Armee 
eingeteilten Manner mit der Vollendung des 
20. Altersjahres und dauert bis zum zurück- 
gelegten 60. Altersjahr. In Artikel 61 der 
zum Gesetz gehörenden Verordnung wird 
festgehalten, daB jedermann, der arbeits- 
fahig ist, in der Regel auch fahig ist, Dienst 
im Zivilschutz zu leisten. 

Dazu sei festgehalten, daB der Dienst im 
Zivilschutz. der zudem zeitlich sehr be- 
grenzt und in der Regel am.Wohnort zu er- 
füllen ist, gegenüber den Wehrmannern, die 
in ihrem Leben zusammengenommen min- 
destens ein ganzes Jahr im Dienst der Hei¬ 
mat stehen, ein sehr kleines Opfer ist. Wer 
sich diesem Dienst mit Ausreden und Vor- 
wanden zu entziehen versucht, zeigt wenig 
Sinn für die Gemeinschaft und sabotiert 
den Schutz seiner Angehörigen und seines 
Arbeitsplatzes, urn die es im Grund der 
Dinge in Kriegs- und Katastrophenfallen 
geht. 

Der Zivilschutzpflichtige verfügt aber auch 
über die ihm im Gesetz ausdrücklich zu- 
erkannten Rechte. Eine Einsprache gegen 
die durch die Wohngemeinde verfügte Ein- 
teilung im Zivilschutz ist möglich, sofern sie 
unter Beilage der entsprechenden Beweis- 
mittel, wie z. B. arztliche Zeugnisse, inner- 
halb zehn Tagen nach erfolgter Verfügung 
eingereicht wird. Nach Artikel 65 der Ver¬ 
ordnung ist es die kantonale Zivilschutz- 


stelle, die dann endgültig über die Einspra¬ 
che entscheidet und zu diesem Zweck 
einen oder mehrere Arzte als Begutachter 
beiziehen kann. 

Wie der Wehrmann erhalt auch der Schutz- 
dienstleistende eine Art Sold, eine Tages- 
vergütung. entsprechend seiner Funktions- 
stufe im Zivilschutz. Für Krankheiten und 
Unfalle ist er zudem der Eidgenössischen 
Militarversicherung unterstellt. Seit dem 
1. Januar 1965 wurde auch der Erwerbs- 
ersatz geregelt, der den gleichen Ansatzen 
der Wehrmanner entspricht. Es ist auch 
recht und billig, daB der Schutzdienst lei- 
stende Bürger eine ErmaBigung des Mili- 
tarpflichtersatzes zugesprochen erhalt. In 
Artikel 76 der Verordnung zum Zivilschutz¬ 
gesetz wird festgehalten, daB diejenigen, 
die in einem Kalenderjahr Schutzdienst 
oder Nothilfe von insgesamt 12 oder mehr 
Tagen geleistet haben, nur noch die Halfte 
der nach den Vorschriften des Bundesge- 
setzes vom 12. Juni 1952 über den Militar- 
pflichtersatz berechneten Ersatzabgabe lei¬ 
sten müssen. 

In diesem Zusammenhang sei daran er- 
innert, daB im erwahnten Zivilschutzgesetz 
auch Strafbestimmungen enthalten sind. 
Wer sich weigert, die ihm im Zivilschutz 
übertragenen Aufgaben zu übernehmen 
oder wer öffentlich dazu aufgefordert, an 
Kursen, Übungen und anderen Veranstal- 
tungen des Zivilschutzes nicht teilzunehmen, 
wird mit BuBe oder Haft bestraft, wobei in 
schweren Fallen auch Gefangnis die Strafe 
sein kann. Es würde unserem Volk aber ein 
gutes Zeugnis ausstellen. wenn diese Arti¬ 
kel 84 und 86 des Zivilschutzgesetzes kei¬ 
ne Anwendung erfahren müssen und sich 
heute alle zivilschutzpflichtigen Manner die¬ 
ser sittlichen und humanitaren Pflicht dem 
Lande gegenüber bewuBt bleiben und loyal 
dem Aufgebot ihrer Gemeinde folgen. Zivil¬ 
schutz ist in erster Linie Selbstschutz, der 
bei uns selbst, im Heim, in der eigenen 
Familie und am Arbeitsplatz beginnt. LJ 
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Das Zollhaus vuurde znr Insel 

Hochwassereinsatz an der „schmutzigen Rossel“ 


D ie „Rosser, jener kleine NebenfluB der 
Saar, der die Grenze zwischen der saar- 
landischen Gemeinde GroBrosseln und 
dem lothringischen Petit-Roselle bildet, 
stellt ein internationales Problem dar. Bei 
jedem stérkeren Gewitter bangen die Be- 
wohner der beiden Grenzgemeinden vor 
dem Schrecken, den ein Ansteigen des 
FlüBchens mit sich bringt. Die Verschmut- 
zung der Rossel durch Abfalle und Abwas- 
ser aus französischen Gruben, die den 
Wasserlauf dauernd zuschwemmen und 
versetzen, ist schon jahrelanger, ergebnis- 
loser Verhandlungsstoff zwischen der Bun- 
desrepublik und Frankreich. 

4265 Einwohner zëhlt die Bergarbeiter- 
gemeinde GroBrosseln. Viele der berufs- 
tatigen Bewohner arbeiten als Bergleute in 
französischen Gruben. Mit den Nachbarn 


leben sie im besten Einvernehmen; man 
halt auf gute Freundschaft. Unter der Ver- 
schmutzung der Rossel und den sich bei 
Hochwasser daraus ergebenden Folgen lei¬ 
den aber Deutsche wie Franzosen. 

Am 5. Dezember 1965 war es wieder ein- 
mal soweit. Die saarlandischen Flüsse 
führten Hochwasser. An der Saar, der 
Prims. der Nied traten katastrophenahnliche 
Überflutungen ein. Die Blies im Neunkirche- 
ner Raum machte keine Ausnahme; und 
schon gar nicht die Rossel, wo ein Damm- 
bruch eintrat. Der Katastrophenschutz im 
Landkreis Saarbrücken wurde aufgerufen. 
Auf Anforderung des Landrates traten auch 
die BLSV-Helfer der Gemeindestelle GroB¬ 
rosseln zur Hilfeleistung an. 
Kreisstellenleiter Joachim Schmelzer über- 
nahm die Einsatzleitung der BLSV-Helfer 


aus GroBrosseln und den Nachbargemein- 
den. Zusatzliche Hilfskrafte, vor allem aber 
Einsatzgerat, kamen aus der Ortsstelle 
Völklingen. Zur Beseitigung der entstande- 
nen Schaden waren am 6. Dezember acht- 
zehn Helfer (davon elf aus GroBrosseln). 
am 7. und 8. Dezember jeweils sechzehn 
Helfer (davon neun aus GroBrosseln) ein- 
gesetzt. Sie verfügten über drei Tragkraft- 
spritzen. 

Schmutz und Schlamm, kohlenschlamm- 
und ölverdrecktes Wasser standen als wei- 
ter See in den tiefer gelegenen Ortsteilen 
Das deutsch-französische Zollhaus war eine 
Insel. In diesem Chaos der Verwüstung fan¬ 
den wir bei unserem Besuch die BLSV- 
Helfer bei der Arbeit, mitten unter den Ka¬ 
meraden vom THW und von der Feuerwehr 
Die BLSV-Helfer waren dabei an Stellen 
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Gegenüberllegende Seite: überflutete StraBe In 
GroOro88eln; rechts das Zollhaus. Am Vortage 
stand das Wasser an dieser Stelle etwa elnen 
Meter höher. Links oben: Der Verkehr konnte 
nur noch mlt Schlauchbooten aufrechterhalten 
werden. Alle Hilfswilligen batten an diesen 
Tagen an der Zollschranke „Freie Durchfahrt 4 *. 
Links: Heller des Selbstschutzes pumpen 
Lagerraume leer und beseitigen angeschwemm- 
ten Schlamm. Oben: So sah es an vielen Stel¬ 
len lm Einsatzgebiet aus. Die Aufrfiumungs- 
arbeiten beanspruchten die Heller des Selbst¬ 
schutzes noch viele Stunden lang. 


eingesetzt, wo schweres Gerat nicht heran- 
gebracht werden konnte und nur die Selbst- 
hilfe galt. Sie lenzten Keiler, reinigten ver- 
schlammte Wohnungen und Mobiliar, führ- 
ten Aufraumungsarbeiten durch und trans- 
portierten unbrauchbar gewordene Ware 
aus Geschaften ab. Ein Lagerplatz für Nutz- 
holz wurde entwassert, das schlammbe- 
deckte Holz gereinigt und umgesetzt. Eine 
Tragkraltspritze wurde im Schlauchboot zu 
einer Tralostation übergesetzt, damit die 
Stromversorgung wieder geschaltet werden 
konnte. 

Anhaltender Nieselregen erschwerte die 
Dreckarbeit. Aber die Heller lieBen sich 
nicht entmutigen, zumal sie sahen, wie 
dankbar die Bevölkerung die geleistete 
Hilfe aulnahm. „Luftschutz im Einsatz“ und 
„Selbstschutzhelfer bewahrT schrieb die 


Saarbrücker Landeszeitung in ihren Berich¬ 
ten über die Hochwasserkatastrophe in 
GroBrosseln. Die Helfer leisteten dabei ihre 
schwere Arbeit in ihrer Freizeit nach einer 
harten Schicht in den Grubcn. 

Ein Schlauchboot, von Feuerwehrleuten ge- 
rudert, „schipperte" über das brackige 
Wasser. Das Wasser war ölverseucht. Ir- 
gendwo waren weit über 12 000 Liter Heiz- 
ol in die Flut gelaufen. Zusammen mit den 
„Phenoldünsten", die die Rossel standig 
mit sich führt, ergab das einen penetranten 
Geruch. Das Boot brachte die Frauensach- 
bearbeiterin der BLSV-Ortsstelle Völklin- 
gen. Mathilde Hessler, zu den Einsatzgrup- 
pen an der Trafostation. Aus eigener ln- 
itiative versorgte Frau Hessler die BLSV- 
Helfer an den verschiedenen Einsatzstellen 
mit zusatzlicher Verpflegung. Sie hat kei- 


nen der Heller vergessen, auch wenn der 
Einsatzplatz sehr schwer zu erreichen war 
„Ich werde noch ein Besenkommando aus 
Völklinger freiwilligen Helferinnen organi- 
sieren und dem Bürgermeister zur Saube- 
rung verschlammter Wohnungen zur Ver- 
fügung stellen", plante sie, wahrend sie mit 
dem Schlauchboot zur Gendarmeriestation 
übersetzte, wo sie weitere Heller an der Ar¬ 
beit wuBte. 

Das Schlauchboot glitt an der Terrasse des 
Zollhauses vorbei. Ein deutscher Zoll- 
beamter sah nachdenklich zu. Sein französi- 
scher Kollege salutierte lachend. „Bon 
voyage!“ sollte das wohl heiBen. Aber heu- 
te wurden keine Reisenden abgefertigt. 
man war für ein paar Tage arbeitslos am 
Zollhaus in GroBrosseln. 

Oskar R. Wachsmuth T 
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Nachtiibung 



Oben: Hart an die Grenze der Leistungs- 
fahigkeit einer Tragkraftspritze TS 2/5 ging 
der Umfang dieses Brandobjektes. Doch 
die Mënner des Selbstschutzzuges batten den 
Brand schnell unter Kontrolle. Ihr exakter 
Loschangriff fand selbst bei den Feuerwehr- 
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leuten unter den Zuschauern Anerkennung. 
Unten links: Am Zelt der Sanitëtsbereitschaft. 
Die DRK-Helfer übernahmen von der Laien- 
helferstaffel die bereits in der Ersten Hilfe 
versorgten „Verletzten*. Unten Mitte: Für die 
notwendigen Nachrichtenverbindungen sorgten 


die Mënner vom DRK. Unten rechts: Die 
Verletztendarsteller werden vor Beginn der 
Ubung geschminkt. - übungen, bei denen 
mehrere Helferorganisationen beteiligt sind, 
haben den Vorteil, daB sich jeder Verband auf 
seine spezielle Aufgabe konzentrieren kann. 
















DRK und Selbsfschutz der Bundes- 
hauptstadt Bonn erproben Zusammenarbeit 


Z usammen mit der Sanitatsbereitschaft Bonn des Deutschen 
Roten Kreuzes bewiesen Angehörige der Bonner Selbst- 
schutzzüge vor interessierten Zuschauern ihr Können auf 
dem Übungsgelande der BLSV-Ortsstelle bei der Einsatzübung 
„Wieser. DaG ausgerechnet der Name dieses munteren Tierchens 
gewahlt wurde, wollte sicher die Schnelligkeit andeuten, mit der 
diese Nachtübung abrollen sollte. Zweck der Veranstaltung war, 
das Zusammenwirken verschiedener Hilfsorganisationen — hier 
DRK und Selbstschutz — zu erproben. Schwerpunkte der Übung 
waren u. a. ein Verkehrsunfall und der Absturz eines Flugzeuges. 

Als der Leiter der Übung, Hannskarl Pietzonka von der BLSV-Orts¬ 
stelle Bonn, das Signal zum Beginn gab, war für den Zuschauer 
zunachst nichts zu sehen. Dann leuchtete weit im Hintergrund des 
ausgedehnten Gelandes ein Feuerschein auf. Selbst wer sich be- 
eilte, rasch an diese Stelle zu laufen, sah nur noch, wie im Schein 
ersterbender Flammen eines schon fast gelöschten Autobrandes 
eine „verletzte Person“ von Helfern aus dem Wrack geborgen 
wurde. 

Wieder herrschte die stockdunkle Nacht über dem Platz, da zün- 
gelten erneut Flammen hoch. In Sekundenschnelle hatte sich ein 
Feuer ausgebreitet, dessen Ausgangspunkt ein riesiger HolzstoB 
war. Taghell war das ganze Gelande beleuchtet, und selbst die in 
der weiteren Entfernung stehenden Wohnhauser waren in glutrotes 
Licht getaucht. Erfahrene Feuerwehrleute unter den Zuschauern 
bezweifelten, ob es der Kraftspritzenstaffel mit ihrer TS 2/5 ge- 
lingen würde, den Brand „schwarz" zu machen. lm Geschwind- 
schritt rückte der Selbstschutzzug heran. Die Helfer legten die 
Schlauche aus, der Motor sprang an, und schon schallte das Kom¬ 
mando „Wasser marsch!“ über den Platz. Unter Maskenschutz ver- 
suchten die Helfer das Feuer unter Kontrolle zu bringen, wahrend 
die Rettungsstaffel Verletzte aus den verschiedensten Situationen 
barg und der Laienhelferstaffel übergab. 

Inzwischen war auch die Sanitatsbereitschaft aus ihrem Bereit- 
stellungsraum eingetroffen. Schnell errichteten die DRK-Helfer ein 
Zelt und übernahmen die weitere Versorgung der von den Laien- 
helfern des Selbstschutzzuges auf Tragen herangebrachten Ver- 
letzten. lm Schein der Flammen war es noch verhaltnismaBig leicht, 
die Verletztendarsteller zu finden und abzutransportieren. Als aber 
die Kraftspritzenstaffel den Brand gelöscht hatte, empfand man 
die Dunkelheit nun doppelt. Die Rettungsarbeiten gingen aber 
trotzdem unvermindert weiter. Über das Gelande huschten die 
Lichter der Handscheinwerfer. Vorsichtig transportierten die Laien- 
helfer ihre Verletzten zum Zelt des Roten Kreuzes. Hier versorgte 
ein Stromaggregat Krankenzelt und nahere Umgebung mit Licht. 
Wahrend die DRK-Helfer Verbande überprüften und notfalls er- 
ganzten, wurden Transportfahige von den DRK-Krankenwagen zum 
(angenommenen) Krankenhaus gefahren. Auch die Aufgabe, eine 
Übungspuppe mit Hilfe einer Seilbahn aus der Bodenluke eines 
Hauses zu bergen, wurde rasch gelost. 



Ein Hëndedruck nach getaner Arbelt! Die 
Zusammenarbeit zwischen Deutschem Roten 
Kreuz und Selbstschutz hat sich reibungslos 
bewahrt. Die gemeinsame Aufgabe, Menschen 
in Not zu helfen, verbindet alle Hilfswilligen, 
auch wenn sie verschiedene Abzeichen tragen. 


Bewahrt 

Begehrt 

mmmm 


Gerate Stromerzeuger 

für Licht von °’ 8 bis 5 kVA mit 

+ Kraft Benzin- und Dieselmotor 

Kabeltrommeln 

Scheinwerfer 

Rundumkennleuchten 

Batterie-Handscheinwerfer 

Batterie-Handleuchten 

Batterie-Ladegerate 

EISEMANN GMBH STUTTGART 


Bitte ausschneiden 

An Eisemann GmbH, Stuttgart W, Postfach 2950 
Senden Sie mir unverbindlich Prospekte über 




Erfahrungsaustausch und Kritik beendeten die Übung „Wieser. 
Der arbeitsreiche Abend wurde mit einem gemütlichen Zusammen- 
sein aller Beteiligten beschlossen. H. W. S. 


Name:.Wohnort:.., 

StraBe:..................... 
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D er Bundesluftschutzverband, bundesun- 
mittelbare Körperschaft des öffentlichen 
Rechts, verwendet bis zur Zeit in seiner 
Bundesschule sowie in seinen Landesschu- 
len. fahrbaren Schulen und Schulen ins- 
gesamt 213 Radiumprüfstrahler mit einer 
Einzelaktivitat von 60 //C. von denen 10 
dieser Strahler von den Landesregierungen 
Hamburg und Saarland leihweise zur Ver- 
fügung gestellt wurden. 

Darüber hinaus gehort zur Gerateaus- 
rüstung der fahrbaren Ausstellung des Bun- 
desluftschutzverbandes 1 Prüfstrahler Co 
60 mit einer Aktivitat von 0,01 mC. 

Bei allen diesen Prüfstrahlern handelt es 
sich urn umschlossene radioaktive Stofte im 
Sinne des § 2 Abs. 2 der Ersten Strahlen- 
schutzverordnung, die standig von einer 
allseitig dichten, festen, inaktiven Hülle um- 
schlossen sind. die bei üblicher betriebs- 
maBiger Beanspruchung einen Austritt ra- 
dioaktiver Stofte mit Sicherheit verhindert. 

Nahere Einzelheiten über die Beschaffen- 
heit dieser Radiumprüfstrahler enthalten 
die nachstehend aufgeführten Angaben so¬ 
wie die auf der Seite 16 im Negativ wieder- 
gegebene Konstruktionszeichnung der Lie- 
ferfirma. 


Radioaktives Isotop: 

Radium natürlich 
Nennaktivitat: 

0.06 Milli-Curie 

Bauart und weitere technische Daten: 

Umschlossener Strahler 
Austretende Strahlung: 

Gamma 

Dosisleistung: 

a) In 10 cm Entfernung max. 5 mr/h 

b) In 1 m Entfernung max. 0,06 mr/h 
Halbwertzeit: 1600 Jahre 
Verwendung: Der Strahler soll ausschlieB- 
lich als umschlossener Strahler bei unver- 
anderter Fassung dazu dienen, die Anzeige 
des StrahlenmeBgerates dadurch zu kon- 
trollieren, daB man den Strahler unmittel- 
bar auf die Stirnflache des Gerates aufsetzt. 
In der Beschreibung des Gerates wird dar- 
auf hingewiesen, den Strahler nicht am Kör- 
per, z. B. in der Anzugtasche, zu tragen. 
Strahlerverwahrung: Der Strahler ist bei 
Nichtverwendung derart unter VerschluB zu 
halten, daB nur ein sachverstandiger Verfü- 
gungsberechtigter Zugang erhalt. 

Da bei diesem Strahler infolge seiner ge- 
ringen Aktivitat ein „Kontrollbereich" von 
etwa 26 cm Radius (0,75 mr/h) entsteht, ist 


es kaum möglich. daB eine Person sich in- 
nerhalb dieses Bereiches 40 Stunden je 
Woche aufhalten und dabei mit ihren kriti- 
schen Organen eine höhere Dosis als 1.5 
rem je Jahr erhalten kann. Bereits in 1.5 m 
Entfernung von dem Strahler wird der na- 
türliche Nulleffekt nicht mehr überschritten. 


Die für die Radiumprüfstrahler verwendeten 
Transport- und Aufbewahrungsbehalter 
sind nach der technischen Kurzbeschrei- 
bung (TKB) der Lieferfirma wie folgt aus- 
geführt: 


Abmessung: 

Bohrung: 

Bohrungstiefe: 

Bleistarke: 


80 mm 0, Höhe 140 mm 
28 mm 
40 mm 

lm Mantel 25 mm 
lm Boden 50 mm 
lm Deckel 48 mm 


Blechstarke: lm Mantel 1 mm 


Höhe: lm Unterteil 85 mm 

lm Oberteil 55 mm 


Material: Blei 99,94 Pb nach DIN 1719 

Stahl St I 23 


Das Oberteil wird durch einen Hebelver- 
schluB fest auf das Unterteil gepreBt. Der 
HebelverschluB ist mit einem BKS-Vorhang- 
schloB abschlieBbar. Am VerschluB sind 
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Merkblatt 

für die Handhabung von radioaktiven Strahlern, 
die zu Kontroll- und Ausbildungszwecken Verwendung finden. 

Soweit in Rechtsvorschriften des Bundes oder der Lander 
abweichende Bestimmungen nicht getroffen sind, gilt für die 
Handhabung von radioaktiven Strahlen folgende Regelung: 

1. Der zu einem StrahlenmeÖgerat gehorende radioaktive 
Strahler dient 

a) zur laufenden Kontrolle der Funktionstüchtigkeit des 
StrahlenmeGgerates 

b) zur Demonstration seiner Wirkungsweise im Rahmen von 
Ausbildungsveranstaltungen. 

2. Bei dem Prüfstrahler handelt es sich um ein schwaches 
geschlossenes radioaktives Praparat, das Gammastrahlen 
aussendet. Auf der Hülle des Strahlers muG das Wort „Radio- 
aktiv" mit der Starke und Art des Strahlers in durch normale 
Beanspruchung nicht entfernbarer Weise verzeichnet sein. 

Es darf auf keinen Fall versucht werden, den VerschluG des 
Strahlers gewaltsam zu öffnen. 

3. Sofern der Strahler nicht gerade zu den unter 1 genannten 
Zwecken verwendet wird, muG er unter VerschluG (Sicherheits- 
schloG) an einem geeigneten Platz *) so aufbewahrt werden, 
daG er keinem Unbefugten zuganglich ist. 

4. Wahrend eines langeren Transportes des Strahlers (z. B. zu 
Ausbildungsveranstaltungen) ist darauf zu achten. daG dieser 
mindestens 20 cm vom Körper des Beförderers oder anderer 
Personen entfernt bleibt. (Ein Strahler darf nie in Anzug- 
taschen gesteckt werden!) 

5. Wahrend der Ausbildung oder zu MaG- und Kontrollzwecken 
kann der Strahler für kurze Zeit, taglich jedoch insgesamt 
nicht langer als 10 Minuten, von derselben Person gefahrlos 


mit der bloGen Hand angefaGt und gehalten werden. Dies soll 
jedoch nur so lange geschehen, wie es zur Erreichung des 
gewünschten Zweckes unbedingt erforderlich ist. Sonst ist der 
Strahler mit einer Haltevorrichtung (z. B. einfacheTiegelzange) 
so zu handhaben, daG er sowohl von der Hand als auch vom 
Körper mindestens 20 cm entfernt bleibt. 

6. Der Empfanger bescheinigt durch seine Unterschrift den 
Empfang des Strahlers. Er verpflichtet sich damit zugleich: 

a) die in diesem Merkblatt aufgestellten Grundregeln gewissen- 
haft zu beachten 

b) die persönliche Verantwortung für die durch unsachgemaGe 
Behandlung des Strahlers entstehenden Folgen zu über- 
nehmen 

c) wenn der Strahler verlorengehen sollte, unverzüglich auf 
dem Dienstwege Meldung an das Bundesamt für zivilen 
Bevölkerungsschutz zu erstatten. 

7. Sofern eine Dichtigkeitsprüfung nicht auf Grund der Bestim¬ 
mungen der Lander überflüssig ist, ist jeder Strahler regel- 
maGig nach Ablauf von 2 Jahren, bei Beschadigung aber in 
jedem Fall sofort, durch die in den Landern hierfür jeweils 
zustandigen Dienststellen (Materialprüfungsamter, Technischer 
Oberwachungsverein u. a.), ggf. auch durch die Physikalisch- 
Technische Bundesanstalt in Braunschweig prüfen zu lassen. 
Hierbei sind die einschlagigen Vorschriften der 1. Strahlen- 
schutzverordnung vom 24. Juni 1960 (BGBI. I S. 430) I. d. F. 
der 1. Verordnung zur Anderung und Erganzung der 1. Strah- 
lenschutzverordnung vom 24. Marz 1964 (BGBI. I S. 233) zu 
beachten. Für den Transport mittels Bundesbahn oderBundes- 
post geiten die besonderen Beförderungsbedingungen dieser 
Verkehrstrager. 


•) Geeignet ist dabei jeder Platz, In dessen unmittelbarer Um- 
gebung (mindestens ein Meter) sich nicht der langfristige Aufent- 
haltsort eines Menschen befindet. So ist z. B. eine Schreibtisch- 
schublade im allgemeinen nicht ein geeigneter Platz. 


ösen angebracht zur Aufnahme des ver- 
stellbaren Traggurtes. Jeder dieser Behal- 
ter tragt auf dem auBeren Stahlmantel in 
durch normale Beanspruchung nicht ent¬ 
fernbarer Aufschrift die Bezeichnung „Ra- 
dioaktiv" sowie auf dem Deckel das inter¬ 
national anerkannte Gefahrensymbol für 
den Umgang mit radioaktiven Stoffen. 

Für die Handhabung der im Bundesluft- 
schutzverband befindlichen Strahler geiten 
in erster Linie die Bestimmungen eines vom 
Bundesamt für zivilen Bevölkerungsschutz 
in Bad Godesberg herausgegebenen Merk- 
blattes, das am Kopf dieser Seite in seinem 
vollen Wortlaut wiedergegeben wird. 

Dieses Merkblatt ist auch Bestandteil der 
vom Bundesluftschutzverband mit Zustim- 
mung des Bundesamtes für zivilen Bevöl- 
kerungsschutzes herausgegebenen Dienst- 
vorschrift „Sicherheitsbestimmungen für 
das Ausbildungswesen des Bundesluft- 
schutzverbandes* 4 . 

In dieser Dienstvorschrift sind ferner das 
ausdrückliche Verbot, radioaktive Strahler 
in Anzug- oder Kleidertaschen zu tragen, 
sowie weitere Bestimmungen enthalten, 
wonach 

über Eingang, Verwendung und Verbleib 


der Prüfstrahler laufend ein schriftlicher 
Nachweis zu führen und 
bei Verlust eines Strahlers auf dem Dienst¬ 
wege unter Angabe der Geratenummer un¬ 
verzüglich Meldung zu erstatten ist. 

In dem Anhang dieser Sicherheitsbestim¬ 
mungen sind in eine besondere Prüfungs- 
ordnung u. a. folgende Vorschriften aufge- 
nommen worden: 

Prüfungen radioaktiver Strahler 
„Der einwandfreie Gebrauchszustand der 
Prüfstrahler, insbesondere die Dichtigkeit 
der Umhüllung des radioaktiven Stoffes, ist 
durch die von den zustandigen Landesbe- 
hörden benannten Stellen zu prüfen und 
die Prüfung in den vorgeschriebenen Zeit- 
abstanden wiederholen zu lassen. Die Prü¬ 
fung beschadigter Prüfstrahler ist sofort zu 
veranlassen. 

Die Landesstellen sind hiernach verpflich¬ 
tet, die bei den nachgeordneten Dienststel¬ 
len befindlichen Prüfstrahler rechtzeitig ein- 
zuziehen und der zustandigen Prüfstelle 
fristgemaB und vollzahlig zuzustellen. 

Der hierzu erforderliche Transport ist nach 
den besonderen Anweisungen der Bundes- 
hauptstelle für die Lagerung und Beförde- 
rung von Prüfstrahlern durchzuführen. 

Über das Ergebnis der laufenden Prüfun¬ 


gen ist ein schriftlicher Nachweis zu führen. 
Dieser ist der zustandigen Aufsichtsbehör- 
de auf Verlangen vorzulegen. 

Die Bundesschule ist verpflichtet, sinnge- 
maB zu verfahren. Der termingerechte Voll- 
zug sowie das Ergebnis der jeweiligen 
Dichtigkeitsprüfungen sind der Bundes- 
hauptstelle schriftlich zu melden." 

Über die Durchführung der praktischen 
Ausbildung haben die Schulen des Bundes- 
luftschutzverbandes ein Kontrollbuch zu 
führen. 

Darüberhinaus enthalten die Sicherheits¬ 
bestimmungen des Bundesluftschutzverban- 
des allgemeine Vorschriften über die 
Aufsichts- und Organisationspflichten des 
zustandigen BLSV-Dienststellenleiters oder 
seines Beauftragten, 

Pflichten und Aufgaben aller Ausbildungs- 
krafte, 

speziellen Voraussetzungen für die Durch¬ 
führung von Ausbildungsveranstaltungen, 
Bekanntgabe, Aushang und Überwachung 
der Durchführung dieser Sicherheitsbestim¬ 
mungen. 

Diese für die Schulen des Bundesluft- 
schutzverbandes eingeleiteten SchutzmaB- 
nahmen finden mit wesentlichen Erweite- 
rungen ihre rechtliche Grundlage durch 
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die Erste Verordnung über den Schutz vor 
Schaden durch Strahlen radioaktiver Stofte 
(Erste Strahlenschutzverordnung) vom 24.6. 
1960 (Bundesgesetzbl. I S. 430) in der Fas- 
sung der Ersten Verordnung zur Anderung 
und Erganzung der 1. SSVO vom 24. 3. 
1964 (Bundesgesetzbl. I S. 233) und der 
Zweiten Verordnung zur Anderung und Er¬ 
ganzung der 1. SSVO vom 12. 8. 1965 
(Bundesgesetzbl. I S. 759). 

Daneben geiten die Bestimmungen der Ver¬ 
ordnung über die Deckungsvorsorge nach 
dem Atomgesetz (Deckungsvorsorge-Ver- 
ordnung) vom 22. 2. 1962 (Bundesgesetzbl. 
I S. 77). 

Diese Verordnungen werden im Auftrage 
des Bundes durch die Lander ausgeführt. 
Die Einrichtung der Behörden, insbesonde- 
re die Bestimmung der Zulassungs- und 
Aufsichtsbehörden, ist daher nach Art. 85 
Abs. 1 des Grundgesetzes Angelegenheit 
der Lander. 

Hierdurch wurde der Bundesluftschutzver- 
band verpflichtet, die nachgeordneten 
BLSV-Dienststellen anzuweisen, 
bei den zustandigen Landesbehörden, in 
Niedersachsen und Nordrhein-Westfalen 
bei den Herren Regierungsprasidenten, für 
die in ihrem Aufsichtsbereich befindlichen 
Prüfstrahler die erforderlichen Umgangs- 
und Beförderungsgenehmigungen zu be- 
antragen, 

zur Sicherstellung der für die Lagerung, 
den Umgang und die Beförderung gebote- 
nen Schutzvorschriften besonders geeigne- 
te Ausbildungskrafte mit möglichst entspre- 
chender beruflicher Vorbildung als „Strah- 
lenschutzverantwortliche" zu bestellen und 
über ihre Pflichten zu belehren, 
sonstige MaBnahmen zur Einhaltung der In 
der 1. SSVO enthaltenen Bestimmungen 
über die Schutzvorschriften für den Um¬ 
gang mit radioaktiven Stoffen sowie über 
die Bekanntgabe. Anzeigepflicht und arzt- 
liche Überwachung einzuleiten und 
die Auslegung oder den Aushang dieser 
Verordnungen in den Schulen des Bundes- 
luftschutzverbandes anzuordnen. 

Die von den BLSV-Landesstellen beantrag- 
ten Umgangs- und Beförderungsgenehmi¬ 
gungen wurden von den Genehmigungsbe- 
hörden unter Darlegung geteilter Rechts- 
auffassungen mit unterschiedlichen Aufla- 
gen genehmigt. 

lm Rahmen dieser Ausführungen können 
im folgenden nur die wichtigsten Auflagen 
und die sich hieraus für den Bundesluft- 
schutzverband ergebenden Folgerungen 
kurz behandelt werden. 

Deckungsvorsorge 

Abgesehen von der Entscheidung des 
Bayerischen Staatsministeriums des Innern 


Oer Prüfstrahler Ra 0,06 mg in seinen 
Einzelteilen. Die austretende Gamma-Strahlung 
des natürlichen Radiums mit einer 
Halbwertzeit von 1600 Jahren hat in 10 cm 
Entfernung eine maximale Dosisleistung 
von 5 mr/h, in 1 m Entfernung von 0,06 mr/h. 


wurde dem Bundesluftschutzverband zur 
Auflage gemacht, den Nachweis einer den 
Umstanden nach gebotenen Deckungsvor¬ 
sorge durch die Vorlage eines besonderen 
Haftpflichtversicherungsvertrages zu erbrin- 
gen. 

In den elnzelnen Auflagen der Genehmi- 
gungsbehörden wurden hierbei als Dek- 
kungssumme für Personenschaden bis zu 
300 000,- DM, für Sachschaden bis zu 
30 000,- DM und für Vermogensschaden 
bis zu 3000,- DM gefordert. 
lm Sinne des § 9 Abs. 2 der Deckungsvor- 
sorgeverordnung konnte durch den Herrn 
Bundesminister des Innern im Einverneh- 
men mit den zustandigen Ministerien des 
Bundes und der Lander für den Bundes¬ 
luftschutzverband durch Gewahrleistung 
des Bundes eine einheitliche Regelung ge¬ 
troffen werden. 

Kontrollbereiche und örztliche 
überwachung 

GemaB § 22 Abs. 1 der 1. SSVO sollen 
keine Kontrollbereiche entstehen, d. h. Be- 
reiche, in denen die Möglichkeit besteht, 
daB Personen bei einem Aufenthalt von 40 
Stunden je Woche eine höhere Dosis als 
1,5 rem je Jahr erhalten. 

Verschiedenerseits wurde von den zustan¬ 
digen Behörden die Auffassung vertreten, 
daB beim Umgang mit Radiumprüfstrahlern 
einer Einzelaktivitat von 60 fiC Kontroll¬ 
bereiche in diesem Sinne nicht entstehen 
können. 

Wenn man als Grenze des Kontrollberei- 
ches den üblichen Wert von 0,75 mr/h zu- 
grunde legt, so ergibt sich urn den Mittel- 
punkt des nichtabgeschirmten Prüfstrahlers 
obiger Aktivitat ein kugelförmiger Bereich 
mit einem Radius von ca. 26 cm, der als 
Kontrollbereich in Frage kame. 


Die obigen Bestimmungen über Kontroll¬ 
bereiche gehen jedoch davon aus, daB Per¬ 
sonen sich innerhalb dieses Bereiches auf- 
halten. lm gegebenen Falie liegen die Vor- 
aussetzungen nicht vor, da sich Personen in 
diesem Bereich angegebener GröBe keines- 
falls mit dem ganzen Körper befinden kön¬ 
nen. Der Radiumprüfstrahler wird im Bun¬ 
desluftschutzverband nahezu ausschlieBlich 
und hierbei nur kurzfristig von dem Strah- 
lenschutzverantwortlichen zur Kontrolle der 
Funktionstüchtigkeit des Strahlendosismes- 
sers verwendet. Für die ABC-Schutzausbil- 
dung im Gelande sind die Bundesschule 
und die Landesschulen des Bundesluft- 
schutzverbandes mit je einer tragbaren 
Strahlungssimulator-Anlage ausgerüstet. 
Hiermit können MeB- und Einsatzübungen 
in simulierten und daher völlig ungefahr- 
lichen Strahlenfeldern durchgeführt werden. 

Soweit ein Prüfstrahler lm Bundesluft¬ 
schutzverband kurzfristig zur Demonstra- 
tion der Wirkungsweise von StrahlenmeB- 
geraten dient, wird dieser im Schutzbehal- 
ter belassen, wobei nach öffnung des Dek- 
kels die Gamma-Strahlung nur nach oben 
austreten kann. 

Der Fall, daB jemand den Prüfstrahler in 
der Anzugtasche am Körper mit sich her- 
umtragt, braucht hier nicht berücksichtigt 
zu werden, da die Vorschriften der 1. SSVO 
über den Kontrollbereich hierbei in sinn- 
voller Weise nicht angewendet werden 
können. 

lm Bundesluftschutzverband wird durch 
strenge Aufsicht und fortlaufende Kontrolle 
des jeweils zustandigen Dienststellenleiters 
oder seines Beauftragten sichergestellt, daB 
das in den Sicherheitsbestimmungen ent- 
haltene Verbot, radioaktive Strahler in An- 
zug- oder Kleidertaschen zu tragen, unter 
allen Umstanden eingehalten wird. 

Ein leichtfertiger Umgang ist im übrigen da- 



mit Rod-Metall ausgegossen 
Strahlerbehalter Werkstoff Ms 58 

VerschluBschraube Werkstoff 5 S 

Tülle Werkstoff Gummi 

Strahler 60 u C-Ra _ 

in Glasperle emanationsdicht eingeschmolzen 


Strahlertopf Werkstoff Ms 58 
wird zur Messung abgeschraubt 
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durch ausgeschlossen, daB nur die Strah- 
lenschutzverantwortlichen Zugang zu den 
an exponierter Stelle im Schutzbehalter 
verschlossenen und zudem in einem beson- 
ders abschlieBbaren Lagerbehalter einge- 
schlossenen Prüfstrahlern erhalten und nur 
diese Beauftragten für den Umgang und 
Transport der Prüfstrahler zustandig sind. 
Unter diesen Voraussetzungen haben in 
vielen Fallen die zustandigen Genehmi- 
gungs- und Aufsichtsbehörden den Befrei- 
ungsantragen des Bundesluftschutzverban- 
des entsprochen und davon Abstand ge¬ 
nommen, besondere Kontroll- und Über- 
wachungsbereiche festzulegen sowie eine 
arztliche Überwachung für die Strahlen- 
schutzverantwortlichen zu fordern. 

Strohlendosismessung 

GemaB § 36 der 1. SSVO sollen an Perso¬ 
nen, die mit genehmigungspflichtigen Prüf¬ 
strahlern umgehen, die Strahlendosen ge- 
messen werden. Unter Berücksichtigung 
der Tatsache, daB im Bundesluftschutzver- 
band beim Umgang mit den oben erwahn- 
ten Radiumprüfstrahlern Kontrollbereiche 
nicht entstehen und der bestimmungsge- 
maBe Umgang sich im wesentlichen nur auf 
eine sachgemaBe Lagerung erstreckt, bei 
der die Strahlenschutzverantwortlichen nicht 
gefahrdet werden können, hat eine Reihe 
von Aufsichtsbehörden den Befreiungs- 
antragen des Bundesluftschutzverbandes 
entsprochen und diesbezügliche Ausnahme- 
genehmigungen erteilt. 

Dichtigkeitsprüfung 

Die Genehmigungsbehörden für die Freien 
und Hansestadte Hamburg und Bremen so¬ 
wie die für die Landesregierungen in Bay- 
ern, Baden-Württemberg und Rheinland- 
Pfalz zustandigen Ministerien haben die 
Umgangs- und Beförderungsgenehmigung 



von vomherein ohne die Auflage erteilt, die 
Qichtigkeit der Radiumprüfstrahler in regel- 
' maBigen Zeitabstanden prüfen zu lassen. 
Von maBgeblicher Bedeutung war hier für 
den Bundesluftschutzverband das Gut- 
achten der Physikalisch-Technischen Bun- 
desanstalt in Braunschweig vom 12. 10. 
1961 - Az. 24. 6. 89. 61 B Ra - wonach der 
Lieferfirma ausdrücklich bescheinigt wurde, 
daB für Radiumprüfstrahler mit einer Ein- 
zelaktivitat von 60 uC regelmaBige Dich- 
tigkeitsprüfungen nicht für erforderlich ge¬ 
halten werden. 

Diesem Gutachten haben in vollem Um- 
fange entsprochen: 

das Gewerbeaufsichtsamt in Osterholz- 
Scharmbeck in seinem Genehmigungsbe- 
scheid vom 4. 2. 1963 - Ra. 163 A 7 - 
1/63 - für 8 Radiumprüfstrahler innerhalb 
des Dienstbereiches der BLSV-Landesstelle 
in Bremen, 

der Technische Überwachungs-Verein e. V. 
in Essen, zustandig für 20 Radiumprüf¬ 
strahler innerhalb des Dienstbereiches der 
BLSV-Bezirksstelle in Düsseldorf. 

Der Bundesluftschutzverband hat sich seit 
Inkrafttreten der Ersten Strahlenschutzver- 
ordnung am 1. 9. 1960 unter Einschaltung 
seiner nachgeordneten Dienststellen fort- 
gesetzt darum bemüht, im Einvernehmen 
mit den zustandigen Genehmigungs- und 
Aufsichtsbehörden der Lander einheitliche 
Regelungen herbeizuführen. 

Unter den gegebenen Voraussetzungen 
konnten diese Bemühungen nur teilweise 
zum Erfolg führen. 

Welche weiteren Möglichkeiten bieten sich 
dem Bundesluftschutzverband, hier eine 
umfassende Verwaltungsvereinfachung ein- 
zuleiten? 

In erster Linie kommt es darauf an, die ge¬ 
nehmigungspflichtigen Radiumprüfstrahler 



Links oben: Transport- und Aufbewahrungs- 
behalter für den Prüfstrahler Ra 0,06 mg. 

Links: In der Mitte des Behalters liegt der 
Prüfstrahler. Die schützende Bleistarke betragt 
im Mantel 25 mm, im Boden 50 mm und im 
Deckel 48 mm. Oben: In dem Behalter 
(links der abgehobene Deckel) ist deutlich 
die Bohrung für dieAufnahme des Prüfstrahlers 
zu sehen. Rechts: Demonstration der 
Wirkungsweise eines StrahlenmeBgerates 
mit Hilfe des Prüfstrahlers. 
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gegen genehmigungsfreie Prüfstrahler ein- 
zutauschen. 

Das Bundesamt für zivilen Bevölkerungs- 
schutz hat hiergegen keine Bedenken er- 
hoben und u. a. darum gebeten, 
die Ausrüstungsnachweisungen für die 
Schulen des Bundesluftschutzverbandes 
dahingehend zu andern, daB als Zubehör 
zum Dosisleistungsmesser ein Prüfstrahler 
9,9 /<C Caesium 137 vorgesehen wird, 
nach Beschaffung dieser Prüfstrahler die 
eingezogenen Radiumprüfstrahler, soweit 
sie dem Bundesluftschutzverband gehören, 
dem Bundesamt für zivilen Bevölkerungs- 
schutz für wissenschaftliche Zwecke zur 
Verfügung zu stellen, 

die den Landesstellen Hamburg und Saar- 
land von den zustandigen Landesregierun¬ 
gen leihweise zur Verfügung gestellten Ra¬ 
diumprüfstrahler zurückzugeben. 

Nach den, Bestimmungen des § 14 a der 
1. SSVO über die Zulassung von Prüfstrah¬ 
lern bedarf einer Genehmigung nicht, wer 
Prüfstrahler zur Anzeigenkontrolle von 
Strahlungs- oder DosismeBgeraten lagert 
oder verwendet, wenn die Bauart des Prüf¬ 
strahlers zugelassen ist und die wesentli¬ 
chen Merkmale des Prüfstrahlers dem Zu- 
lassungsschein entsprechen. 

Das gleiche gilt auch für die Beförderung 
solcher Prüfstrahler. 

Das Bundesamt für zivilen Bevölkerungs- 
schutz hat im Oktober 1965 für die oben 
erwahnten Caesium-Prüfstrahler vorlaufige 
Richtlinien mit dem Hinweis auf die nach- 
stehend aufgeführten Technischen Mindest- 
forderungen herausgegeben: 

1. Der Prüfstrahler dient zur Funktionskon- 
trolle der LS-Dosisleistungsmessef und LS- 
Geigerzahler. 

2. Die radioaktive Substanz des Prüfstrah¬ 
lers besteht aus Caesium 137 und hat eine 
Aktivitat von 9 fiC ± 10%. 






Loblïed cauf 

Rettungshunde 
in der Bewahrung 


3. Das Gehause des Prüfstrahlers soll die 
Abmessungen 30 mm 0 und etwa 30 mm 
Höhe haben und muB aufschraubbar sein. 
Die radioaktive Substanz selbst ist so in 
den Gehausedeckel einzulagern, daB sie 
sich bei zugeschraubtem Prüfstrahler in der 
Mitte des Gehauses befindet. 

4. Die radioaktive Substanz muB so um- 
mantelt sein. daB die Dichtigkeit des Strah- 
Iers gegen Austreten von Radioaktivitat ge- 
wahrleistet ist. solange keine auBeren Be- 
schadigungen erkennbar sind. Dies ist als 
gegeben anzunehmen. wenn die Ummante- 
lung aus Messing von 1 mm Wandstarke 
besteht. sowie doppelt verschraubt und ver- 
lötet ist. 

Auf dem Gehausedeckel sind Bezeichnung 
und Menge der radioaktiven Substanz. das 
Herstellungsjahr und die laufende Nummer 
des Prüfstrahlers unverlierbar anzugeben. 
Erst dann, wenn der Bundesluftschutzver- 
band nur noch über Prüfstrahler verfügt, die 
den Bestimmungen des § 14 a der 
1. SSVO entsprechen, werden sich hinrei- 
chende Möglichkeiten zu weitgehenden 
Entlastungen ergeben. 

Darüberhinaus bietet sich unter diesenVor- 
aussetzungen auch dem Bundesluftschutz- 
verband die Möglichkeit. für seine Schulen 
die Erleichterungen der Verordnung über 
den Schutz vor Schaden durch ionisierende 
Strahlen in Schulen (Zweite Strahlenschutz- 
verordnung) vom 18. 7. 1964 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 500) in Anspruch zu nehmen. 
Auf eine dahingehende Anfrage hat das 
Bundesamt für zivilen Bevölkerungsschutz 
Anfang vorigen Jahres in Übereinstimmung 
mit dem Herrn Bundesminister des Innern 
und dem Herrn Bundesminister für wissen- 
schaftliche Forschung mitgeteilt, daB die 
Ausbildungseinrichtungen (Schulen) des 
Bundesluftschutzverbandes als „Einrichtun- 
gen der Erwachsenenbildung** behandelt 
werden können und damit unter den Schul- 
begriff des § 2 der Zweiten Strahlenschutz- 
verordnung fallen. 

Die Zweite Strahlenschutzverordnung ver- 
zichtet für den Bereich der Schulen auf eine 
ganze Reihe von SchutzmaBnahmen der Er- 
sten Strahlenschutzverordnung, z. B. hin- 
sichtlich des Erfordernisses der Genehmi- 
gung des Umgangs mit radioaktiven Stoffen 
und der Deckungsvorsorge. der höchstzu- 
lassigen Strahlendosen. der Messung der 
Personendosis und der arztlichen Über- 
wachung. 

Für die Beförderung radioaktiver Stoffe 
bieiben jedoch ausschlieBlich die Vorschrif- 
ten der Ersten Strahlenschutzverordnung 
anwendbar. 

AbschlieBend darf jedoch darauf hingewie- 
sen werden. daB auch die Zweite Strahlen¬ 
schutzverordnung im Auftrage des Bundes 
durch die Lander ausgeführt wird. 

Dies hat zur Folge. daB die Schulen des 
Bundesluftschutzverbandes bei Inanspruch- 
nahme der Zweiten Strahlenschutzverord¬ 
nung gleichermaBen der Aufsicht der für 
den Strahlenschutz zustandigen Landes- 
behörden weiterhin unterliegen (§ 24 
Abs. 1 S. 1 des Atomgesetzes). 

Erwin Vent 


O ie im zweiten Weltkrieg zufallig ge- 
machte Entdeckung. daB ein Hund 
verschüttete Menschen auch bei 
einer hohen Trümmerauflage aufspüren 
kann, führte in Deutschland schon vor lan¬ 
ger Zeit zu der Oberlegung. diese Tat- 
sache durch eine gezielte Ausbildung nutz- 
bar zu machen. So wurden bereits vor 
zwölf Jahren unter Berücksichtigung der 
Erfahrungen des Krieges die ersten Ver- 
suche mit dem Ziel eingeleitet, die best- 
mögliche Ausbildungsmethode herauszu- 
finden. 

Die Versuche fanden ihren Niederschlag in 
einer „Dienstvorschrift für die Ausbildung 
und Prüfung von Rettungshunden". In der 
Zwischenzeit ist durch den Bundesluft- 
schutzverband (BLSV) in Zusammenarbeit 
mit den Fachverbanden und örtlichen 
Hundevereinen schon eine stattliche Anzahl 
von Rettungshunden ausgebildet worden. 
Noch sind es aber nicht genug. 

Es ist eigentlich verwunderlich, daB gerade 
in den besonders gefahrdeten Industrie- 
und GroBstadten am wenigsten von der 
Möglichkeit Gebrauch gemacht wird, ge- 
eignete Hunde für die Rettung von Men¬ 
schen, die bei Katastrophen oder in einem 
hoffentlich niemals eintretenden Verteidi- 
gungsfall verschüttet werden, heranzubil- 
den. Dabei bedarf es, wie aus zahlreichen, 
in den letzten Jahren geführten Gesprachen 
zu entnehmen war, oft nur eines AnstoBes, 
urn bei den Hundehaltern das Interesse und 
die Bereitschaft zu wecken, ihre Tiere für 
diese Aufgabe ausbilden zu lassen. Das ist 
die eine Seite. Es lohnt sich, darüber nach- 
zudenken. 

Was machen aber nun unsere ausgebilde- 
ten Vierbeiner? Wie sieht es aus, 
wenn wirklich einmal bei einer Katastrophe 
Rettungshunde eingesetzt werden müssen? 
Wird unser treuer Freund und Helfer seine 
Bewahrungsprobe bestehen? Diese Frage 
konnte ein Mann beantworten. der kürzlich 
Gast des Bundesluftschutzverbandes war. 

J. R. Toman. Leiter der niederlandischen 
Rettungshund-Brigade. kennt die Rettungs- 
hundearbeit aus der Praxis. Er ist mit sei- 
nem Rettungshund einige Male bei Kata¬ 
strophen und Unglücken — so zuletzt nach 
der Erdbebenkatastrophe in Chile — im 
Einsatz gewesen. 


Herr Toman gab zunachst in der Bundes- 
hauptstelle einen interessanten Einblick in 
die Arbeit der niederlandischen Rettungs¬ 
hund-Brigade, die ein privates Unterneh- 
men ist. Die Angehörigen der niederlandi¬ 
schen Rettungshund-Brigade tragen die für 
die Ausbildung und Ausrüstung erforder- 
lichen Kosten selbst. Zur Zeit verfügt die 
Brigade über acht ausgebildete Rettungs¬ 
hunde. 

Das Besuchsprogramm sah eine Vorfüh- 
rung von zwei deutschen Rettungshunden 
im Übungsgelande der BLSV-Bundesschule 
in Waldbröl und die Fortsetzung des Er- 
fahrungsaustausches vor. 

Ein Kamera-Team des deutschen Fern- 
sehens filmte einige Szenen von der Vor- 
führung der Rettungshunde. AnschlieBend 
steilte sich Herr Toman den Fernsehrepor- 
tern zu einem kurzen Interview. 
Gesprachspartner des Gastes im weiteren 
Verlauf des Erfahrungsaustausches waren 
Fachleute des BLSV und alle Leistungs- 
richter der Arbeitsgemeinschaft der Zucht- 
vereine und Gebrauchshundeverbande 
(AZG), die bisher an den BLSV-Schulen die 
Prüfungen für Rettungshunde abgenommen 
haben. Vor diesem kritischen Publikum be- 
richtete Herr Toman über die Ausbildung 
und Prüfung von Rettungshunden in den 
Niederlanden. Er untermauerte seine Aus- 
führungen durch zwei geschickt zusammen- 
gestellte Filme 

Bei einer Gegenüberstellung mit den Aus- 
bildungs- und Prüfungsvorschriften des 
BLSV waren in einigen Punkten Abweichun- 
gen, zumeist technischer Art, festzustellen. 
In den Grundzügen jedoch bestand ein ver- 
blüffender Gleichklang. Die vielen gemein- 
samen Berührungspunkte lieBen erkennen, 
daB beide Lander ohne vorherige Ab- 
sprache einen fast gleichen Ausbildungs- 
weg beschntten haben. 

Nun aber die Antwort auf die Frage nach 
der praktischen Bewahrung. Lassen wir 
hierüber und über seinen Einsatz in Chile 
den Gast aus Holland selbst berichten: 

„Es war am letzten Marzsonntag des Jahres 
1965 Ich saB mit meiner Familie vor dem 
Fernsehgerat und hörte die Abendnach- 
richten. Der Reporter berichtete von einer 
gewaltigen Erdbebenkatastrophe in Chile. 
Ein weites Gebiet war von einer Ka¬ 
tastrophe heimgesucht worden, wie sie in 
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Doro 


der Geschichte von Chile noch niemals ver- 
zeichnet worden war. 

Gegen Mittemacht erhielt ich einen Anruf 
aus der chilenischen Botschaft in Den Haag 
— ich selbst wohne in Amsterdam — und 
wurde gefragt, ob ich bereit und in der Lage 
sei, mich mit meinem Hund für die Rettung 
von Menschen in Chile zur Verfügung zu 
stellen. Der Botschafter beabsichtige, sei¬ 
ner Regierung in Chile ein entsprechendes 
Angebot zu machen. 

Ich bejahte. Da ich für meinen Hund ein 
internationales Gesundheitszertifikat be- 
sitze — es muB alle zwei Jahre erneuert 
werden —, bin ich zu jeder Zeit einsatz- 
bereit. 

Nun ging alles sehr schnell. Schon am 
nachsten Tag wurde ich nach Den Haag ge- 
rufen. Transportpapiere und Einreisevisum 
waren vorbereitet — nurein Flugzeug fehlte. 
Nach einigen Telefongesprachen erklarte 
sich die hollandische Fluggesellschaft KLM 
bereit, den Transport am nachsten Tag ko- 
stenlos zu übernehmen. Da die Maschine 
voll besetzt war, trat ein Fluggast freiwillig 
zurück. Der Flug nach Chile dauerte mit 
Zwischenlandungen 24 Stunden. Mittler- 
weile waren drei Tage seit der Erdbeben- 
katastrophe vergangen. 


Nach der Ankunft wurde ich sofort in das 
Katastrophengebiet gefahren. Der von dem 
Erdbeben angerichtete Schaden überstieg 
meine Vorstellungen. Die gröBte Tagödie 
hatte sich in dem Dorf El Cobre abgespielt. 
Hier war es infolge der Erderschütterungen 
zu einem Dammbruch am Stausee bei Val- 
paraiso gekommen. Gewaltige Wasser- 
massen hatten alle neunzig Hauser über- 
flutet und die ganze Umgebung unter einer 
hohen Schlammschicht begraben. In die- 
sem Gebiet wurde ich mit meinem Hund an 
verschiedenen Stellen eingesetzt. 

Ich kannte meinen „DORO“ und seine Fa- 
higkeiten. Aber angesichts des AusmaBes 
der Katastrophe befielen mich doch Zwei¬ 
fel. Wird er nach den Strapazen der Flug- 
reise, ohne Ruhepause, in diesem Chaos 
von Trümmern, Erde und Schlamm seine 
Aufgabe erfüllen? — Er tat es. 

Ober dem Landstrich lag eine unertragliche 
Hitze. Ein sich schnell verbreitender Lei- 
chengeruch erschwerte die Arbeit von 
Stunde zu Stunde. Dennoch führte mein 
Hund mit absoluterSicherheit die Rettungs- 
mannschaften an jene Stellen, wo die Be- 
wohner der gewesenen Gemeinde El 
Cobre verschüttet waren. Er fand sogar 
einige Verschüttete. die unter einer acht 


Meter hohen Schicht von Trümmern und 
Erde begraben waren. 

Leider konnten nur noch Tote geborgen 
werden. Die Hilfe kam zu spat. Bei vielen 
geborgenen Opfern konnte einwandfrei 
festgestellt werdon, daB sie 24 Stunden 
vorher noch gelebt hatten. 

Die Leistungen meines Schaferhundes setz- 
ten immer wieder alle Retter und Helfer in 
Erstaunen. Für seinen Einsatz wurde mei¬ 
nem Hund von der Regierung der Republik 
Chile der Verdienstorden verliehen. 44 
Soweit der Bericht des niederlandischen 
Gastes. Es erübrigt sich, noch ein Wort 
über die Leistungsfahigkeit eines gut aus- 
gebildeten und gut geführten Rettungs- 
hundes zu sagen. Wir wollen hoffen, daB 
unser Land niemals von einer Katastrophe 
gröBeren AusmaBes betroffen wird. 

Dennoch sollten wir in weiser Voraussicht 
und mit Überlegung Vorsorge treffen. Viel- 
leicht schon morgen könnte unsere nach- 
barliche Hilfe notwendig werden, wenn das 
Haus nebenan von einer Gasexplosion er- 
schüttert wird. Wie beruhigend ware es 
dann, einen vierbeinigen Helfer zu besit- 
zen oder in der Nahe zu wissen, der es 
gelernt hat, verschüttette Menschen 
schnell aufzuspüren. J. Bogolte 
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Schutzraumabschlüsse 


Stahl-Drucktüren und -klappen 

(10 atu und 3 atu) 


Stahl-Schutzraumtüren u. -klappen 

(gasdicht, feuerhemmend 
bzw. feuerbestandig) 


amtlich geprüft und zugelassen 


DEUTSCHE METALLTÜREN-WERKE AUG. SCHWARZE AG. BRACKWEDE i.W. 


Post: 4801 Quelle 
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Alters- 

heim 

sofort 

evakuierei 


Oben und unten: Eine wichtige Rolle hatte die 
51. LS-Bergungsbereitschaft übernommen. 

Da nach Ubungslage die normalen Erft- 
übergënge nicht mehr passierbar waren. muGte 
für die Evakuierung der Insassen des Alters- 
heimes auf die andere FluBseite eine 
Behelfsbrücke gebaut werden. Mit gewohnter 
Schnelligkeit erfüllten die Mënner ihre Aufgabe. 


Rechts: Heller des Deutschen Roten Kreuzes 
mit einem PreBluftatmer. lm Verlauf der 
Katastrophenschutzübung kam es zu einem 
„Zwischenfair, als aus der angeschwollenen 
Erft „Ertrinkende" geborgen werden muBten. 
An den Geretteten konnte den Zuschauern 
die Wiederbelebung demonstriert werden. 
Das DRK war für alle Falie vorbereitet. 





DRK-Übung mit geteilten Aufgaben 


Der Kreisverband Euskirchen des Deutschen Roten Kreuzes nahm 
für seine Einsatzübung am 23. Oktober eine Lage an, die sich von 
der Erkenntnis leiten lieB, daB es heute vor allem darauf ankommt, 
das Zusammenwirken mit anderen Hilfsorganisationen zu er- 
proben. Die angenommene Lage bot allen Bereitschaften des 
Kreisverbandes die Möglichkeit, gleichzeitig mit der 51. LS-Sani- 
tatsbereitschaft, der 51. LS-Bergungsbereitschaft und der örtlichen 
freiwilligen Feuerwehr an der Schadensstelle zum Einsatz zu 
kommen. 

Man ging von einer Situation aus, die im Vorland der Eifel nicht un- 
gewöhnlich ist und gerade in der jüngsten Vergangenheit eine ge- 
fahrliche Aktualitat erlangt hat. Tagelange Regenfalie lieBen die 
Erft anschwellen. Der FluB trat um 6 Uhr über die Ufer und setzte 
einen Teil des Ortes Bliesheim bis zu 40 cm unter Wasser. Gegen 
Mittag war der Höhepunkt erreicht, und das Wasser floB wieder ab. 
Die „Lage" ware kein Grund zur Beunruhigung gewesen, denn 
der dann entstehende Schaden war schon oft aufgetreten; denken 
wir nur an die Zeit der Schneeschmelze, wenn alle Abflüsse aus 
der Eifel anschwellen. Aber: Geringe Ursache — groBe Wirkungl 
Diesmal hatten — nach der Übungslage — die Fluten ein Alters- 
heim fast zum Einsturz gebracht. Die Insassen muBten sofort eva- 
kuiert werden! 


Als der Oberkreisdirektor um 14 Uhr seine Hilfskrafte mobilisiert, 
sieht die Situation wie folgt aus: Der Südwestteil des Ortes mit 
dem einsturzgefahrdeten Altersheim (Gelande der Versteigerung 
„Untere Erft") ist überflutet. beide Brücken über die Erft sind für 
Fahrzeuge gesperrt; jedoch ist FuBgangerverkehr noch möglich. 
Auf dem nordöstlichen, nicht überschwemmten Ufer haben örtliche 
DRK-Krafte bereits einen Verbandplatz vorbereitet. 

„Die Katastrophenabwehrleitung im Gebaude der Kreisverwaltung 
in Euskirchen tritt zusammen, bei der Schützenhalle in Bliesheim 
wird in einem Zelt die Technische Einsatzleitung eingerichtet. Die 
DRK-Bereitschaften des Kreisverbandes versammeln sich am Orts- 
eingang von Liblar her und werden zu einer Einsatzeinheit zu- 
sammengefaBt. Wahrend die Feuerwehreinsatzbereitschaft Blies¬ 
heim durch Abpumpen den Wasserspiegel am Altersheim senkt, 
beginnt die 51. LS-Bergungsbereitschaft mit dem Bau einer Be- 
helfsbrücke über die Erft. 

Die DRK-Einsatzbereitschaft Euskirchen dringt zum überfluteten 
Altersheim vor und birgt bettlagerige und gehunfahige Insassen. 
Sie werden zunachst auf den Verbandplatz gebracht, dort als 
Evakuierte registriert und schlieBlich von den GroBraumkranken- 
wagen dem Lazarett (Zeltbau) zugeführt. 

An realistisch wirkenden Einlagen fehlte es nicht. So machte ein 
Junge auf in der Erft treibende Ertrinkende aufmerksam, die ge¬ 
borgen wurden. An ihnen konnte die Wiederbelebung demonstriert 
werden. Bei anbrechender Dunkelheit richteten die Manner der 
Bergungsbereitschaft mit Hilfe ihrer Scheinwerfer am Steg und am 
Verbandplatz eine Notbeleuchtung ein. 

Als die Dunkelheit hereingebrochen war, begann an allen Stellen 
der Abbau, und die Teilnehmer an der SchluBbesprechung ver- 
sammelten sich an der Schützenhalle. 




1200 ccm 
1600 ccm 
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geborgen 

UNTERIRDISCHE ANLAGEN BEDECKEN 3600 qm BODENFLACHE 


An der BundesstraÖe 13. zwischen Ansbach 
und WeiBenburg, im landschaftlich reizvol- 
len Altmühltal, liegt die mittelfrankische 
Kreisstadt Gunzenhausen. lm Rahmen der 
VorsorgemaBnahmen der Bundesregierung 
zum Schutz der Zivilbevölkerung ist hier 
das „Hilfskrankenhaus Gunzenhausen" als 
Modell für weitere geplante Hilfskranken- 
hauser fertiggestellt worden. Aus diesem 
AnlaB wurde Presse, Rundfunk und Fern- 
sehen Gelegenheit gegeben, dieses Hilfs- 
krankenhaus zu besichtigen. 

Der bayerische Staatsminister des Innern, 
Heinrich Junker, der mit dem Leiter der Ab- 
teilung Zivilschutz, Ministerialdirigent Dr. 
Herzog. erschienen war. konnte auBer den 
Vertretern von Presse. Rundfunk und 


Fernsehen u. a Ministerialrat Bönsch vom 
Bundesministerium des Innern. Prasident 
Dr. Schmidt vom Bundesamt für zivilen Be- 
völkerungsschutz in Bad Godesberg. Dr. 
Portele, Vizeprësident der Regierung von 
Mittelfranken sowie Landrat Hans Georg 
Klauss, Bürgertneister Wust und den Land- 
tagsabgeordneten Lechner (Gunzenhausen) 
begrüBen. 

In einem einführenden Referat befaBte sich 
Innenminister Junker mit der Errichtung der 
personellen Besetzung wie geratemaBigen 
Versorgung von Hilfskrankenhausern in der 
Bundesrepublik im allgemeinen und in Bay- 
ern im besonderen. Die Planung sieht vor. 
daB das Personal für das Hilfskrankenhaus 
Gunzenhausen u. a. vom Diakonissen-Mut- 


terhaus „Hensoltshöhe" gestellt wird. Bei 
dem „Modell Gunzenhausen" handelt es 
sich. wie Minister Junker darlegte, urn den 
Vollausbau eines Hilfskrankenhauses. Ne- 
ben dem oberirdischen Bau, der als Kreis- 
berufsschule verwandt wird, ist ein völlig 
ausgebauter unterirdischer Baukörper vor- 
handen. bestehend aus einem trümmer 
und strahlengeschützten Operations- und 
Behandlungstrakt mit Be- und Entlüftungs 
anlage, Heizung und Notstromaggregat so¬ 
wie dem Notwirtschaftsteil und den Betten- 
schutzbauten. auch Bettenbunker genannt. 
Landrat Klauss schilderte die Schwierigkei 
ten. die beim Bau des Hilfskrankenhauses 
zu überwmden waren, und erlauterte an 
Hand eines Planes Aufbau und Einzelheiten 
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In einem besonderen Röntgenraum 
steht dieses leistungsfëhige Gerat, 
das Aufnahmen von stehenden 
wie liegenden Personen ermöglicht. 


Bliek in den Operationssaal mit seinem 
wichtigsten Inventar: dem Operationstisch. 

Für Frischoperierte ist ein 
besonderes Krankenzimmer vorhanden. 


lm Vordergrund rechts Staatsminister 
Heinrich Junker, links Prasident 
Dr. Schmidt vom Bundesamt 
für zivilen Bevölkerungsschutz. 



In langen Reihen stehen 
übersichtlich geordnet und beschriftet 
im Lagerraum Vorratskisten mit 
Küchengerët und Krankenbekleldung. 


Rechts oben: Landrat Klauss 
gibt an Hand des Planes den Teilnehmern 
der Besichtigung Erlëuterungen zum 
unterirdischen Hilfskrankenhaus. 


linten: Eine Reihe von Filtern in der 
Belüftungsanlage. Die Gesamtanlage 
des unterirdischen Hilfskrankenhauses 
bedeckt eine Flache von 3600 qm. 


des unterirdischen Gebaudekomplexes. Das 
Hilfskrankenhaus, das mit einem Kosten- 
aufwand von 3,7 Millionen DM errichtet 
wurde, kann etwa 500 Patiënten aufneh- 
men. Als die Journalisten nach dem Referat 
des Innenministers sich in den „Unter- 
grund“ begaben, urn die dortigen Raum- 
lichkeiten zu besichtigen, vermittelte die 
Angabe, daB diese eine Flache von 
3600 qm bedecken, einen Begriff von der 
Ausdehnung des Baues. Man erfuhr wei- 
ter, daB bei einer Begehung der unterirdi¬ 
schen Baulichkeiten allein in den Gangen 
500 Meter zurückzulegen sind. Urn ein Ver- 
laufen oder Herumirren zu verhindern, sind 
verschiedenfarbige Markierungen in den 
Gangen erforderlich. 


Beachtenswert ist die Ausstattung der un¬ 
terirdischen Raume mit Einrichtungs- und 
Ausrüstungsgegenstanden, arztlichen Gera- 
ten. Arzneimitteln und Verbandstoffen. lm 
Röntgenraum wurde u. a. ein leistungsfahi- 
ges Gerat vorgeführt, das die Untersuchung 
stehender und liegender Personen ermög¬ 
licht. Für frischoperierte Patiënten und Kin¬ 
der sind Sonderkrankenzimmer vorhanden. 
Landrat Hans Georg Klauss beschloB die 
Besichtigung, an der auch Vertreter der 
Landesstelle Bayern des Bundesluftschutz- 
verbandes teilnahmen, mit den Worten: 
„Wir wünschen nur, daB wir dieses Hilfs¬ 
krankenhaus nie für einen Verteidigungsfall 
benötigen." 

Dr. Rudolf Gunkel 
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Amerikas 

Wegende 

Samariter 

Lufttransportstaffeln im 
Dienste der Menschlichkeit 


H auptaufgabe der Transportstaffeln der 
US-Luttstreitkrafte ist zwar die Beförde- 
rung von Truppen und militarischen 
Nachschubgütern nach allen Teilen der Welt 
In taglichen Einsatzen, die Welt aber kennt 
sie zumeist nur als „die fliegenden Samari¬ 
ter**. So werden sie genannt, weil sie über- 
all dort in Erscheinung treten, wo rasche 
und wirksame Hilfe gebraucht wird. Dabei 
fragen die Mënner des U.S. Military Air 
Transport Service (MATS) nicht, ob die Not 
groB oder klein, ob sie das Schicksal vie- 
ler oder nur eines einzelnen ist. 

Sie waren zur Stelle, als ein herzkrankes 
Kind aus Übersee nach den USA gebracht 
werden muGte, weil man nur dort die 
lebensrettende Operation durchführen 
konnte. Sie halten, als eine Lepra-Station in 
Japan dringend Zahnarzte brauchte. als 
Bücher und Kleidung für ein Waisenhaus 
nach Formosa zu transportieren und als 
Kinder am nördlichen Polarkreis mit Apfeln 
zu versorgen waren, urn dem bedenklichen 
Vitaminmangel abzuhelfen. 

Solche Auftrage lieBen sich im kleinen Ein- 
satz erledigen; gröBer und verantwortungs- 
voller war die Aufgabe.wenn Naturkatastro- 
phen — Überschwemmungen, Taifune, Hur- 
rikane, Feuer, Erdbeben, Dürreperioden, 
Heuschreckenschwarme und Epidemien — 
Hunderte und Tausende von Menschen ge- 
fahrdeten. 



Die Rettungsstaffeln des MATS haben In 
den vergangenen 17 Jahren mehr als 
11 400 Menschen das Leben gerettet und 
weit über 50 000 auf irgendeine Weise hol¬ 
ten können. Über 50 000 Einsatze und 
mehr als 500 000 Flugstunden waren der 
Hilfstatigkeit bei 26 Naturkatastrophen in 
21 Landern gewidmet. 

Eine der hervorragenden Leistungen des 
MATS war die Versorgung des in den Jah¬ 
ren 1948 49 unter kommunistischer Blocka- 
de stehenden West-Berlins. In 277 569 Flü- 
gen brachten die amerikanischen „Rosinen- 
bomber" den Berlinern nicht nur 2 Vj Mil- 
lionen Tonnen Lebensmittel und Heiz- 
materialien, sondern auch den Mut und die 
Hotfnung. die sie brauchten, urn dem kom- 
munistischen Druck standzuhalten. 

In dem Jahr davor, 1947, waren es zwei 
Spezialtlugzeuge des MATS. die — kurz 
nachdem Agypten sich an die Vereinten 
Nationen urn Hilte zur Eindammung einer 
Choleraepidemie gewandt hatte — je 3000 
Liter einer hochwirksamen Desinfektions- 


Hilfe für 4000 gestrandete Pilger. In 75 Einsatz- 
flügen wurden diese Muselmanen von Beirut 
(Libanon) nach Jidda (Saudi-Arabien), dem 
Mekka zunöchstliegenden Flughafen. gebracht, 
lm Einsatzverzeichnls des MATS sind 
diese FlUge unter dem Kennwort „Unternehmen 
Fliegender Tepplch" eingetragen worden. 
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lösung über dem Seuchengebiet „absprüh- 
ten". Dieser Aktion war es zu verdanken, 
daB die Zahl der taglichen Todesfalle bin¬ 
nen eines Monats von 500 auf 100 zurück- 
Qing. 

Als im Jahr 1950 ein Erdbeben Neu-Delhi 
erschütterte, versorgten die Einsatzflieger 
des MATS das Katastrophengebiet mit Me- 
dikamenten, und als 1953 Griechenland 
von einem Erdbeben heimgesucht wurde, 
flogen sie mehr als 120 000 Kilo Blutkon- 
serven, Medikamente, Kleidung, Decken, 
Lebensmittel samt Arzten nach Athen. 1954 
traf ein weiteres Erdbeben die Stadt 
Orleansville in Algerien. Es forderte 1300 
Todesopfer und machte mehr als 30 000 
Menschen obdachlos. Wieder war es der 
„Air Transport Service", der mit sechs sei¬ 
ner „fliegenden Güterwagen" den Über- 
lebenden mit Kleidung, Lebensmitteln und 
Medikamenten auch neuen Lebensmut 
brachte. 

Und als 1954, gegen Ende des Indochina- 
krieges, 500 verwundete französische Sol¬ 
daten aus dem Kampfgebiet von Dien Bien 
Phu ausgeflogen werden muBten, führten 
Piloten des MATS diesen Auftrag aus. In 
den Jahren 1956/57 beförderten sie im 
Rahmen des „Unternehmens Sicherer Ha¬ 
ten" mehr als 14 000 ungarische Flücht- 
linge von München aus nach den Vereinig- 
ten Staaten; und 1960, nach den groBen 
Beben in Chile, die zahlreiche Opfer forder- 
ten und Hunderttausende obdachlos mach¬ 
ten, brachten die Piloten des MATS in 77 
Tag- und Nachtflügen ca. 900 Tonnen Klei¬ 
dung, Lebensmittel, Medikamente, ja sogar 
Hubschrauber und zwei vollstandig ein- 
gerichtete Feldlazarette ins Unglücksgebiet. 
Ein anderes Erdbeben, das verheerendste 
in der zweieinhalbtausendjahrigen Ge- 
schichte Persiens, forderte 1962 mehr als 
10 000 Todesopfer und richtete groBe Ver- 
wüstungen an. In pausenlosem Einsatz ver¬ 
sorgten 33 Maschinen des MATS die be- 
troffenen Gebiete. 

Katastrophenhilfe war auch 1963 notwen- 
dig, als ein Erdbeben in Lybinen 300 Men¬ 
schen tötete und die Stadt Barca fast völlig 
vernichtete; als noch im gleichen Jahr 
Stadt und Bevölkerung von Skopje (Jugo- 
slawien) durch ein Beben hart getroffen 
wurden; als 1963 ein GroBfeuer im süd- 
brasilianischen Staat Parané wütete und 
40 000 Menschen dabei Hab und Gut ver¬ 
loren; und 1964, als in Südvietnam eine 
Choleraepidemie ausbrach. 

Diese Liste lieBe sich beliebig fortsetzen, 
denn immer wieder gab es irgendwo in der 
Welt einen Menschen oder eine Gruppe von 
Menschen in Not. Aber nie ist ein an die 
Rettungsstaffeln des MATS gerichteter 
Hilferuf unbeantwortet geblieben. Nicht um- 
sonst nennt man die Manner des MATS 
„die fliegenden Samariter" Amerikas. (AD) 



Start einer „Hawkeye” vom atomgetrlebenen US-Flugzeugtrager „Enterprise” aus. 

Friihwarnung 

Radarflugzeuge starten vom Flugzeugtrager aus 

Einem Insekt mit Regenschirm ahneln die Radarflugzeuge vom Typ „E 2A Hawkeye" 
(„Habichtsauge"), die dem amerikanischen Radar-Frühwarnnetz im Bereich der Küste 
Virginias eingegliedert wurden. Die Flugzeuge sind alles andere als schlank gebaut; 
dennoch erreichen sie hohe Geschwindigkeiten und gehören zu dem Modernsten, 
was Flugzeugbau und Radartechnik zu bieten haben. Sie sind mit elektronischen 
Geraten und komplizierten Computern im Gesamtgewicht von fünf Tonnen aus- 
gerüstet. Das besondere Merkmal der von der Grumman Aircraft Engineering Com- 
pany gebauten Maschinen ist die groBe „Regenschirm“-Kuppel über dem Flugzeug- 
rumpf, in der sich eine rotierende Antenne für Radar-Fernmessungen befindet. Die 
Besatzung besteht aus einem Piloten, einem Kopiloten und drei Elektronik-Speziali- 
sten zur Bedienung der Rechenanlagen. — Aufgabe der „E 2A Hawkeye" ist es, 
schnell anfliegende Flugzeuge auszumachen, deren Typ und ihre mögliche Aufgabe 
festzustellen und auf diese Weise der eigenen Flugabwehr mehr Zeit zum Eingreifen 
zu geben. Die „E 2A Hawkeye" kann von Flugzeugtragern aus starten, wobei das 
neue Verfahren des Katapult-Starts mit Bugseil angewandt wird. Sie ist das erste 
Tragerflugzeug mit Turboprop-Antrieb, umkehrbarer Propellerblatteinstellung und 
Druckzelle. 
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tinei alle 



Niederlande: 

Umzug eines 

vollbelegten Krankenhauses 
innureinem Tag 

Von R. G. H. Fransen, Den Haag 



Noch bevor das Krankenhaus in Doetinchem 
vollstandig evakuiert worden war, 
erhielten die Allerjüngsten bereits ihre 
erste Mahlzeit im Wilhelminia-Krankenhaus. 


E ine der realistischsten Übungen, die 
je vom „Bescherming Bevolking", 
dem Zivilschutz der Niederlande, ab- 
gehalten wurde, ist zu einem vollen Erfolg 
geworden. Die Einwohner der Stadt Doetin¬ 
chem, wo diese Übung stattfand, werden, 
wie auch die rund 300 Teilnehmer, noch 
lange mit Zufriedenheit daran zurück- 
denken. 

Diese Übung. die den Namen „Operation 
Goodwill" trug, unterschied sich darum von 
einer gewöhnlichen Übung, weil die Auf- 
gabe nicht konstruiert, sondern echt war. 
Es handelte sich namlich um den Umzug 
eines kompletten und vollbelegten Kran¬ 
kenhauses mit etwa 150 Patiënten und dem 
gesamten Hausinventar. Er muBte innerhalb 
eines einzigen Tages geschehen. 

Morgens um acht Uhr standen alle Helfer 


bereit: 200 Freiwillige und Notdienstver- 
pflichtete des Bescherming Bevolking, eine 
Anzahl von Soldaten mit Ambulanzen und 
Dreitonnern, Manner aus den verschieden- 
sten Betrieben mit Zugmaschinen, Angehö- 
rige des Roten Kreuzes sowie Polizisten. 
Verantwortlich für die Durchführung der 
„Operation Goodwill" war Th. J. A. Doove, 
der auch das Startsignal gab. Schon wenige 
Minuten spater konnten die ersten Patiën¬ 
ten in Ambulanzfahrzeugen das alte Kran¬ 
kenhaus verlassen. Fünf Viertelstunden 
spater, eine Stunde früher als erwartet, er- 
reichte der letzte Patiënt das neue Kran¬ 
kenhaus. 

Inzwischen war aber auch der Transport 
des Inventars angelaufen. Vielhundertmal 
pendelten die Soldaten mit ihren Kraftfahr- 
zeugen zwischen dem alten und dem neuen 


Dieser Patiënt muBte, in seinem Bett 
liegend, transportiert werden. Auch das 
Infusionsgerat muBte in Betrieb bleiben. 
Auch dieser „Fall* 4 wurde gemeistert. 


Krankenhaus hin und her. Weder die Fahrer 
noch die anderen Helfer einschlieBlich der 
Arzte und Chirurgen zeigten Anzeichen von 
Müdigkeit. 

Keiner sollte glauben, daB so ein Umzug 
eine einfache Angelegenheit sei. Er bedurf- 
te vielmehr Monate der Vorbereitung. Die 
Mitarbeit vieler Instanzen und Betriebe 
muBte sichergestellt werden. Alles muBte 
bis ins kleinste Detail geplant und geregelt 
werden. Denn eines stand fest: Der Umzug 
muBte innerhalb eines einzigen Tages von- 
statten gehen und nichts durfte schief- 
laufen. DaB alles so hervorragend klappte. 
ist auf die gute Planung und darauf zu- 
rückzuführen, daB alle, die an der „Opera¬ 
tion Goodwill" beteiligt waren, dies unter 
Einsatz ihrer ganzen Kraft taten und mit 
Lust und Liebe bei der Sache waren. 
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runderten sich 


Oben rechts: Es geschieht bestimmt nicht oft, 
daö man eine hübsche Krankenschwester 
auf einem Militërkraftwagen erblickt. 

In Doetinchem war am Tage des Umzuges 
nichts unmöglich. und diese beiden „Meisjes" 
hatten — wie man sieht — selbst ihren SpaB 
daran. Darunter: Ob es sich urn Schwestern, 
Mitglieder der Bescherming Bevolking oder urn 


Soldaten handelt, ein jeder arbeitete schnell 
und voller Vorsicht, besonders wenn es sich um 
einen so kleinen Patiënten handelt. Unten: Viele 
Hënde erleichtern die Arbeit. Alle fafiten 
kraftig zu, wenn so eine schwere Kiste zu 
verladen war. Jeder wirkte nach besten Krëften 
mit, um die Evakuierung des Krankenhauses 
in der vorgesehenen Zeit durchzuführen. 


Wiederbelebung 

Einfach zu bedienendes 
Gerat 

Ein vollautomatisches Wiederbelebungsge- 
rat, das Sauerstoffzufuhr, Druck und Atem- 
frequenz selbsttatig reguliert, kann auch 
von Laien ohne weiteres betatigt werden. 
Das Gerat wiegt nur 12 kg und besteht aus 
einer Sauerstoff-Flasche mit einem Fas- 
sungsvermögen von 327 Litem, Schlauchen 
und Gesichtsmaske. Bei voller Flasche 
kann das Gerat 40 Minuten lang arbeiten. 
Um eine neue Flasche anzuschlieBen, sind 
12 Sekunden erforderlich. Die Ventile des 
Gerats sind so angelegt, daB sie nicht ver¬ 
stopten, wenn sich der Patiënt übergeben 
muB. Das Gerat kann sogar dann angewen- 
det werden, wenn der Verunglückte bewuBt- 
los im Wasser treibt. Gegenüber der Mund- 
zu-Mund-Methode hat es den Vorteil. daB 
dem Patiënten reiner Sauerstoff ohne Koh- 
lendioxyd und Bakterien verabreicht wird. 

Atommüll 

Jetzt bruch- und feuerfeste 
Behalter 

In England wurden bruch- und feuerfeste 
Behalter für den Transport von radioakti- 
vem und spaltbarem Material entwickelt. 
Sie überstehen einen Sturz aus 9 Meter 
Höhe und können Temperaturen von 800 
Grad C bis zu 30 Minuten ausgesetzt sein, 
ohne daB die Strahlenschutzwirkung merk- 
lich beeintrachtigt wird. Das TransportgefaB 
besteht aus zwei ineinandergeschobenen 
Metallbehaltern, zwischen die ein Harz ge- 
pumpt wird als Grundmasse für ein gleich- 
maBig verteiltes Moderator- und Schutz- 
material. 
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Die Begriffe „Laienhilfe — Laienhelfer — 
Laienhelferin" wurden in dem Sinne. wie 
wir sie heute verstehen. am Anfang der 
dreiBiger Jahre aus der Taufe gehoben, als 
man sich in Deutschland erstmalig mit den 
Aufgaben eines Selbstschutzes im Rahmen 
ziviler LuftschutzmaBnahmen von der prak- 
tischen Seite her zu befassen begann. Es 
wurden damit nach Art. Umfang und Zu- 
standigkeit festgelegte Aufgaben und Funk- 
tionen der allerersten Hilfeleistung bei Ver- 
letzungen und sonstigen Schadigungen von 
Menschen bezeichnet. wie sie im Rahmen 
der einfachsten Selbsthilfe von Laien nach 
einer entsprechenden Ausbildung mit eini- 
ger Aussicht auf Erfolg ausgeführt werden 
konnten. 

Gleichzeitig sollte sowohl von der Aufgabe 
als auch von der Ausbildung her eine klare 
Abgrenzung gegenüber den Sanitatern, 
Schwestern und Helferinnen des LS-Sani- 
tatsdienstes getroffen und durch die ge- 
nannten Bezeichnungen dokumentiert wer¬ 
den. Der Laienhelfer oder die Laienhelferin 
im Selbstschutz sollte und durfte nur ein- 
fachste Erste-Hilfe-MaBnahmen durchführen. 
die den Zweck hatten, nach Möglichkeit le- 
bensbedrohende Zustande abzuwenden. 
Schmerzen zu lindern, eine Verschlimme- 


rung des augenblicklichen Zustandes des 
Verletzten zu verhindern und durch geeig- 
neten Zuspruch den Patiënten zu beruhi- 
gen, bis dieser in die Hand geschulten Sa- 
nitatspersonals gegeben werden konnte. 

Laienhilfe im 2. Weltkrieg 

In Erkenntnis der besonderen Bedeutung 
der Laienhilfe im Rahmen der Aufgaben 
des Selbstschutzes waren Funktion und 
Person des Laienhelfers bzw. der Laien¬ 
helferin als einzige neben derjenigen des 
Selbstschutzwartes aus den allgemeinen 
Tatigkeiten im Selbstschutz. für die alle ein- 
satzfahigen Hausbewohner in Betracht ka¬ 
men, herausgehoben. Die Laienhelferinnen 
(denn im wesentlichen handelt es sich urn 
Frauen und Madchen) erhielten demgemaB 
eine über die allgemeine Selbstschutzaus- 
bildung hinausgehende Fachausbildung für 
ihre Aufgabe. Sie hoben sich auch auBerlich 
aus dem Kreis der übrigen Selbstschutz- 
krafte heraus, denn sie trugen in der Regel 
weiBe Schürzen oder Kittel und weiBe Kopf- 
tücher. Ihr Platz war im Schutzraum. und sie 
wurden, wenn irgend möglich, von schmut- 
zigen Arbeiten ferngehalten, damit sie die 
eingebrachten Verletzten wenn schon nicht 
mit sterilen, so doch mit sauberen Handen 



betreuen konnten, urn Sekundarinfektionen 
möglichst zu verhüten. 

Es sei an dieser Stelle erwahnt, daB einer- 
seits in der furchtbaren Praxis des Bomben- 
krieges aus der Situation heraus manche 
Laienhelfer vor Aufgaben gestellt wurden. 
die eigentlich für sie nicht „eingeplanf* 
waren. daB andererseits zahllose Menschen 
im letzten Kriege dem raschen und sach- 
gemaBen Handeln dieser Helfer und Helfe¬ 
rinnen ihr Leben verdanken. Und gleichzei¬ 
tig sei mit besonderer Anerkennung der 
Frauen und Madchen gedacht, die in weit 
überwiegender Zahl diese Laienhilfe leiste- 
ten, wahrend die wenigen Manner andere 
Tatigkeiten ausübten. 

Die heutige Situation 

Wenn bei der Planung eines neuen Selbst¬ 
schutzes der bewahrte Begriff Laienhilfe" 
wieder übernommen wurde. so waren hier- 
für dieselben Erwagungen maBgebend wie 
früher. Wir verstehen darunter auch heute 
alle MaBnahmen der Ersten Hilfe im Selbst¬ 
schutz, also sowohl die Hilfeleistung in der 
Selbstschutzgemeinschaft im Hause und in 
nachbarschaftlicher Hilfe als auch durch die 
Laienhelferstaffeln der Selbstschutzzüge. 
Und es soll auch heute mit diesem Begriff 
eine klare Abgrenzung gegenüber der wei- 
tergehenden Hilfeleistung durch Sanitats- 
krafte erfolgen, wie sie im DRK, im ASB, in 
der JUH und im MHD sowie in den Ein- 
heiten des LS-Sanitatsdienstes im LSHD 
herangebildet werden. 

In organisatorischer Hinsicht befinden wir 
uns, was die Laienhilfe im Selbstschutz be- 


Um in einem Notstand an vielen Stellen 
gleichzeitig hilfsbedürftigen Menschen eine 
Erste Hilfe leisten zu können, muB der 
Selbstschutz In seinen Reihen auch vlele 
Helferinnen und Helfer haben, die — ohne zur 
Laienhelferstaffel zu gehören - hierzu dank 
einer gewissen Fachausbildung in der Lage 
sind. Unser Biid. wëhrend eines Lehrganges 
aufgenommen, zeigt, wie mit Hilfe zweier 
Stangen und einer Decke eine behelfsmëBige 
Trage hergerichtet werden kann. 
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trifft, gegenüber früher im Nachteil. Die 
jetzige Konzeption — auch des Selbst- 
schutzgesetzes — stellt wohl den Selbst- 
schutzwart als unterste Führungsinstanz im 
Selbstschutz heraus und sieht eine über die 
allgemeine Grundausbildung hinausgehen- 
de fachliche Ausbildung für ihn vor; beson- 
dere Laienhelfer oder Laienhelferinnen im 
früheren Sinne schreibt sie nicht vor. 

Man mag einwenden, daö durch die Auf- 
stellung der Laienhelferstaffeln in den 
Selbstschutzzügen ein Instrument geschaf- 
fen wurde, das im letzten Kriege fehlte. 
Diese MaBnahme bedeutet zweifellos einen 
bedeutenden und begrüBenswerten Fort- 
schritt. Hier ist jedoch zu bedenken, daB 
diese L-Staffeln ihrer ganzen Struktur und 
Aufgabenstellung gemaB im Bereich ihres 
Selbstschutzbezirks schwerpunktmaBig zum 
Einsatz gelangen mussen. Sie können nicht 
in solcher Breite an vielen Stellen gleich- 
zeitig wirksam werden, wie dies durch eine 
Vielzahl in den Hausern vorhandener, aus- 
gebildeter Laienhelferinnen möglich ist. 
Gehen wir aber nur von dem möglichen 
Kriegsbild eines Konflikts aus, der mit kon- 
ventionellen Waffen ausgetragen würde, so 
lehrt uns die Erfahrung, daB das Vorhan- 
densein eines möglichst engmaschigen 
Netzes von Laienhelfern oder -helferinnen 
in den Wohnstatten bzw. Schutzraumen un- 
umganglich notwendig ist, urn der zu er- 
wartenden Vielzahl von Verletzten und 
sonstwie Geschadigten einigermaBen Herr 
zu werden. Bei der Einbeziehung taktischer 
Atomwaffen in das mögliche Kriegsbild tritt 
diese Notwendigkeit noch starker zu Tage. 
Es ist müBig, daraus zu folgern, daB nach 
dieser Erkenntnis die heutige gesetzliche 
Konzeption geandert werden müsse. Das 
ware ein langer Weg und die Aussicht auf 
Erfolg nicht gewiB. Mir scheint, wir sollten 
hier den schon so oft bewahrten Weg des 
unermüdlichen Appells an die Einsicht und 
freiwillige Bereitschaft unserer Mitbürger 
und Mitbürgerinnen beschreiten und sie 
aufrufen, sich als Laienhelfer und Laien¬ 
helferinnen im Selbstschutz zur Verfügung 
zu stellen und ausbilden zu lassen. Da es 
unbestritten ist, daB gerade diese Art von 
Ausbildung auch für die verschiedensten 
Unfalle des Alltages von groBem Nutzen ist, 
wird hierfür am ehesten Interesse zu wek¬ 
ken sein. SchlieBlich war in der zurücklie- 
genden Zeit die Werbung für eine Mitarbeit 
im BLSV und Selbstschutz über die Ausbil¬ 
dung in Erster Hilfe oftmals erfolgreich. 

So sollten wir uns bemühen, durch stetige, 
gezielte Werbung zu erreichen, daB auf der 
Basis der Freiwilligkeit auch in den künfti- 
gen Selbstschutzgemeinschaften geeignete 
Krafte für die Tatigkeit als Laienhelfer auf- 
gestellt, ausgerüstet und ausgebildet wer¬ 
den. Und wir sollten unsere Aufforderung 
besonders an Frauen und Madchen richten, 
die für diese Aufgabe besonders pradesti- 
niert sind. 

Die Ausbildung in der Laienhilfe 

Je nach der zu übernehmenden Aufgabe 
wird die Ausbildung drei Stufen umfassen. 
1. lm Rahmen der zehnstündigen Selbst- 
schutz-Grundausbildung sollen alle Bürger 


im Alter von 16 bis 65 Jahren eine prakti¬ 
sche Ausbildung in den wichtigsten Sofort- 
maBnahmen bei lebensbedrohenden Zu¬ 
standen am Unfallort erhalten. Sie sollte 
mindestens 4 Stunden umfassen; Über- 
legungen, diesen Teil der Grundausbildung 
auf 5 oder sogar 6 Stunden auszudehnen, 
sind noch nicht abgeschlossen, zeigen 
aber, welche Bedeutung an maBgebenden 
Stellen gerade diesen MaBnahmen beige- 
messen wird. Für den praktischen Erfolg ist 
es ziemlich bedeutungslos, ob 4, 5 oder 6 
Stunden gegeben werden; es kann sich im¬ 
mer nur urn die Vermittlung der allernot- 
wendigsten Grundkenntnisse handeln. 

2. Die eigentliche Ausbildung in Erster Hilfe 
umfaBt nach einem einheitlichen und be¬ 
wahrten Lehrplan der Hilfsorganisationen 
8 Doppelstunden. Sie ist für Laienhelfer 
und Laienhelferinnen in den Selbstschutz¬ 
gemeinschaften verbindlich zu fordern, 
auch wenn das Amt freiwillig übernommen 
wird. Dazu sollte eine Unterweisung im 
richtigen Verhalten und Erster-Hilfe-Leistung 
bei Verdacht auf Schadigung durch ABC- 
Kampfmittel kommen. 

3. Die Angehörigen der Laienhelferstaffeln 
und die Laienhelfer der Rettungsstaffeln 
der Selbstschutzzüge erhalten über den 
Rahmen der unter Ziffer 1 und 2 genann- 
ten Ausbildung hinaus eine weitere fachli¬ 
che Ausbildung in den Fachlehrgangen 
„Laienhilfe I und 11“ nach festumrissenen 
Lehrplanen. In diesem Rahmen werden 
auch besondere MaBnahmen, wie z. B. Kör- 
perentgiftung, mit einfachen Mitteln prak¬ 
tisch geübt werden müssen. 

Diese Fachausbildung soll den 
genannten Kratten einen Aus- 
bildungsstand vermitteln, der 
etwa zwischen demjenigen der 
Laienhelferinnen in den Hau¬ 
sern und dem der Helfer und 
Helferinnen der Sanitatseinhei- 
ten des LSHD liegt. Sie wird 
neben einer vertieften prakti¬ 
schen Ausbildung des einzelnen 
vor allem auch die Ausbildung 
im Zugeinsatz umfassen. 

Oberstes Gebot aller MaBnah¬ 
men im Zivilschutz als Ganzes, 
wie im Selbstschutz als wichti- 
gem Teil desselben, ist die Er- 
haltung und Rettung von Men- 
schenleben im Falie jeder Ge- 
fahr. Dieses BewuBtsein ver¬ 
langt von uns. gerade die Laien¬ 
hilfe im Selbstschutz in starkem 
MaBe zu fördern. Wie schon er- 
wahnt, bieten sich auf diesem 
Arbeitsgebiet ganz besondere 
Möglichkeiten für Frauen und 
Madchen, sich nutzbringend und 
erfolgreich zu betatigen im un- 
mittelbaren Dienst am Nachsten. 

Und hier sollten auch die 
Frauensachbearbeiterinnen im 
BLSV eine gute Chance erblik- 
ken. im Kreise von Frauen und 
Madchen für die aktive Mit¬ 
arbeit im Selbstschutz zu wer- 
ben. Es wird nicht um- 
sonst sein. 



Helfer des Selbstschutzes bergen einen 
„Verletzten" wëhrend einer groBen übung 
aus einem beschëdlgten Haus. Der BLSV 
lehrt in seinen Lehrgëngen den schonenden 
Transport eines Verletzten. Wer nicht über 
Kenntnisse In der Ersten Hilfe verfügt, 
kann einem Verletzten leicht einen 
zusëtzlichen Schaden zufügen. 


ABC-SUuUa 


PDLIZEI 

TEEHNIK 

VERKEHR 


Diese Lehrmittelsammlung der Fachzeitschrift POLIZEI TECHNIK 
VERKEHR unterrichtet in sachlicher Wcise über die Cefahren, die sich 
aus einem mit modernen Mitteln geführten Krieg ergeben können. 
Gleichzeitig kennzeichnct sie die eventucllen Auswirkungen auf 
atomarem, biologischem und chemischem Gebiet. 

Das kürzlich verabschiedcte Selbstschutzgesetz verlangt, daB wir uns 
im Ernstfalle selbst heifen. Aber nur, wer helfen gelernt Hat, wird 
Hilfsbedürftige und sich selbst vor Schaden bewahren oder das Leben 
retten können. 

Deshalb informieren Sie sich rechtzeitig! 

Zum monatlichen Prcis von DM 1,60 können Sie die Fachzeitschrift 
POLIZEI TECHNIK VERKEHR beziehen. die laufend über aktuelle 
Probleme und Entwicklungen des ABC-Schutzes berichte». 

Ebenso ausführlich werden in iedem Monat die Themen Verkehrv, 
Kraftfahr-, Fernmelde- und Waffenwcsen in der Lehrmittelsammlung 
— herausnehmbar für Ihr Archiv — behandelt. 

Bestellung an 

POLIZEI TECHNIK VERKEHR 

VE RTR I E BSABTE I LUNG • 6200 Wl E S BAD E N 
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LANDESSTELLEN berichten... LANDESSTELLEN berichten... LANDESSTELLEN berichte 


NORDRHEIN-WESTFALEN 

■ Schwerpunkl: Selbstschutz 

„Heute scheint die Sonne — das 
ist symbolisch und bedeulet 
Glück", sagte Regierungsprasident 
Dr. Warsch, als am 23. Marz 1952 
die Gemeinde Troisdorf zur Stadt 
erhoben wurde. 

Nomen est omen, aber wir waren 
nicht aberglëubisch, die Sonne 
schien nicht — im Gegenteil, es war 
trübe und bitter kalt — an jenem 
13. November 1965, als die unter 
der Schirmherrschaft der Stadt- 
verwaltung stehende Zivilschutz- 
ausstellung eröffnet wurde. 

Neben dem Bundesluftschutzver- 
band waren das Deutsche Rote 
Kreuz. die freiwillige Feuerwehr 
und der Malteser-Hilfsdienst an der 
Veranstaltung aktiv beteiligt. Die 
Mitarbeiter des BLSV unterrichte- 
ten in einem Zelt an Hand von 
Aufklarungsmaterial die Besucher 
über Zweck und Ziel des Selbst- 
schutzes. lm Freigelande hatte 
man Gelegenheit, die Ausrüstun- 
gen und das Gerat der beteiligten 
Organisationen zu besichtigen. Ne¬ 
ben dem Fahrzeugpark der frei- 
willigen Feuerwehr schenkten die 
Besucher besonderes Interesse 
den mobilen Einrichtungen des 
Deutschen Roten Kreuzes und des 
Malteser-Hilfsdienstes. Die Darbie- 
tungen des Filmwagens der BLSV- 
Landesstelle NRW mit seinen ein- 
drucksvollen Kurzfilmen fanden 
Beifall. 

Für die Verpflegung der bete ligten 
Helferinnen und Helfer sorgten die 
Malteser. Zum AbschluB sei ver- 
merkt, daB die Herren der Stadt- 
verwaltung - an der Spitze Bür- 
germeister Heimannsberg und 
Stadtdirektor Kaesbach - sowie 
Dechant Geiled und andere geist- 
liche Würdentrager aus dem Stadt- 
bezirk die Ausstellung besuchten 
Als der Tag sich seinem Ende 
zuneigte, hatten die 135 Helferin¬ 
nen und Helfer der beteiligten Or¬ 
ganisationen das schone Gefühl, 
ihren freien Samstag einer guten 
und erfolgreichen Sache zur Ver- 
fügung gestellt zu haben. H. W. 

■ Ehrung verdienter Mitarbeiter 

In einer seiner letzten Sitzungen 
hatte der Vorstand des BLSV zehn 
Mitarbeitern in NRW auf Grund 


ihrer Verdienste urn den Aufbau 
und die Entwicklung des BLSV die 
Ehrennadel verliehen. Er hat damit 
Dank und Anerkennung für eine 
langjahrige und treue Pflichterfül- 
lung sichtbar zum Ausdruck ge¬ 
bracht. 

Zu den Geehrten gehören: 

Heinrich Muller, KST Monschau 
OttoGellert. Merkstein. KST Aachen 
Wilhelm Wilms. OST Castrop- 
Rauxel 

Fritz-Karl Becker, OST Herne 
Theodor Franzen, OST Düsseldorf 
Richard Opitz. OST Herne 
Arlur Marks. Architekt BDA, OST 
Walsum. Krs. Dinslaken 
Karl-Heinz Striene, OST Dortmund 
Dr Karl Guttmann, Stadtrat i. R.. 
OST Hagen 

Wilhelm Weyer, Oberamtsanwalt 
i. R.. OST Hagen 

Die Überreichung der Ehrennadeln 
vollzog sich in einem dem AnlaB 
entsprechenden würdigen Rahmen. 
Neben zahlreichen Mitarbeitern der 
jeweiligen BLSV-Dienststellen wa¬ 
ren Vertreter der Verwaltung. des 
Gemeindeparlaments, der Basis- 
organisationen sowie der örtlichen 
Presse anwesend. In Ansprachen 
wurde die jahrelange. meist mühe- 
volle und schwere Arbeit der Ge¬ 
ehrten in den Reihen des BLSV 
gewürdigt; dabei kam aber auch 
die starke Verbundenheit der Ge¬ 
meinde. der Basisorganisationen 
und des BLSV unteremander zum 
Ausdruck, eine Verbundenheit. die 
in den letzten Jahren aus gemein- 
samer Arbeit und gegenseitiger 
Wertschatzung erwuchs. 

HAMBURG 

■ Immer hilfsbereit 

Durch starke Regenfalie Ende De- 
zember waren im Bereich der Han- 
sestadt Hamburg kleinere Flüsse 
über die Ufer getreten, zahlreiche 
Siele übergelaufen und unzahlige 
Keiler unter Wasser gesetzt wor¬ 
den. 

Hier zeigte es sich wieder. daB die 
ehrenamtlichen Helfer des BLSV 
stëndig bereit sind. helfend einzu- 
greifen Allein im Raume der 
BLSV-Bezirksamtsstelle Eimsbüttel 
wurden acht Einsatze. teilweise in 
enger Zusammenarbeit mit der 
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freiwilligen Feuerwehr, durchge- 
führt. Besondere Anerkennung ver¬ 
dient die Tatkraft der BLSV-Teil- 
abschnittsstellen Lokstedt und 
Eiderstedt unter der Führung der 
Teilabschnittsstelienleiter Pohl- 
mann und Kreimann. Die Betreuung 
durch die Helferin Pohlmann so¬ 
wie die standige Versorgung mit 
trockener Kleidung wurde von den 
eingesetzten Helfern besonders 
dankbar angenommen. Stark be¬ 
troffen wurde auch der Stadtteil 
Dulsberg. Die Osterbek über- 
schwemmte das Gebiet des ge- 
samten Kleingartenvereins. Die 
Bewohner muBten zeitweilig eva- 
kuiert werden. Das Wasser stand 
bis zu einem Meter hoch in den 
Hausern. Die BLSV-Bezirksamts- 
stelle Nord wurde urn Hilfe ge¬ 
beten. Der ehrenamtliche BLSV- 
Teilabschnittsstellenleiter Günter 
Springer war mit seinen Helfern 
vom frühen Morgen bis spat in die 
Nacht hinein im Einsatz. Die Hel¬ 
fer der drei Kraftspritzenstaffeln 
versanken teilweise stundenlang 
bis uber die Knöchel im Morast 
Die Hilfe wurde von der Bevölke- 
rung dankbar entgegengenommen 
und anerkannt. Manche Anwohner 
haben dabei zum erstenmal Ver- 
bindung zum BLSV bekommen. 

HESSEN 

■ Verwaltungslehrgang in Braunfels 

Auf der Landesschule in Braunfels 
wurde ein dreiwöchiger Sonder- 


lehrgang für hauptamtliche BLSV- 
Dienststellenleiter der Landesstel¬ 
le Hessen durchgeführt. Als Ver¬ 
treter der Bundeshauptstelle er- 
öffnete Abteilungleiter I, Verwal- 
tungsdirektor Weiskam, den Lehr- 
gang. Er lieB sich die Tagungsteil- 
nehmer vorstellen und gab einen 
grundsatzlichen Überblick über die 
Aufgaben dieses Sonderlehrgangs, 
dessen Zweck es war die Teil- 
nehmer über staatsrechtliche, poli- 
zeirechtliche, kommunalrechtliche 
und politische Themen zu unter- 
richten und sie in die Praxis der 
Verwaltungsarbeit einzuführen 
Nach der BegruBung durch den 
Vertreter des Hessischen Ministers 
des Innern, Ministerialrat Göllner, 
übernahm Mmisterialdirigent a. D. 
von Perbandt die Leitung des 
Lehrganges. Der umfangreiche 
Lehrplan war aufgegliedert in Vor- 
trage mit Themen allgemeiner Art 
und in eine intensive Schulung mit 
Fachfragen, so u. a. Staatskunde, 
das Grundgesetz. Verwaltung in 
Bund und Land. Verwaltungsrecht, 
die Organe des Bundes und ihr 
Zusammenwirken mit den Löndern 
bei Gesetzgebung und Verwaltung, 
das Gemeinderecht. Organisation 
der Kirchen, die freien Wohlfahrts- 
verbande. Bundesaufgaben auf 
dem Gebiet der Polizei, Verwal- 
tungsgliederung und Verwaltungs- 
zweige der Gemeinden. die Ge- 
wahrleistung der Freiheit des Bür- 
gers und der Schutz der staatli- 
chen Ordnung nach dem Grund- 


Lehrgünge der Bundesschule des BLSV in Waldbröl 

Vom 1. bis 4. Marz: 

Fachlehrgang Lehrkrëfte für Dienststellenleiter-Lehrgënge 
(Einweisungslehrgang Nr. 5) 

Teilnehmer: Gesondert namhaft gemachte haupt- und ehrenamtliche 
Helfer der Landesstellen Baden-Württemberg und Bayern 
Zweck: Ausbildung zu Lehrkraften für die Fachlehrgange „Dienststellen- 
leiter des Bundesluftschutzverbandes (e. a.)“ 

Vom 1. bis 3. Marz: 

Sonderlehrgang Hauptsachgebietsleiter V und Sachbearbeiter V 

(AuBenlehrgang der Bundesschule. Ort wird noch bekanntgegeben) 
Teilnehmer: Hauptsachgebietsleiter V und Sachbearbeiter V aus Orten 
über 30 000 Einwohner der Landesstelle Nordrhein-Westfalen 
Zweck: Einweisung in das Schutzbaugesetz und die sich daraus ergeben- 
den Konsequenzen 
Seminaristische Entwurfsübungen 

Vom 2. bis 4. Marz: 

Sondertagung Öffentlichkeitsarbeit 

(AuBenlehrgang der Bundesschule in Hamburg) 

Teilnehmer: Landesstellenleiter und Hauptsachgebietsleiter VI der Lan¬ 
desstellen 

Zweck: Persönliche Information der Teilnehmer über die öffentlichkeits¬ 
arbeit der Massenmedien (Presse, Rundfunk, Fernsehen) 

Vom 8. bis 11 Marz: 

Fachlehrgang Selbstschutzführung II 

Teilnehmer: Bezirksstellenleiter. Ortsstellenleiter und Sachbearbeiter I 
aus Orten über 30000 Einwohner. Bereichs-, Abschmtts- und Teil* 
abschnittsstellenleiter, leitende Ausbildungskrafte, Führungs- und Aus- 
bildungskrafte nach besonderer Aufforderung 
Zweck: Fachausbildung in der Selbstschutzführung 
Voraussetzung: Fachlehrgange Selbstschutzführung I und ABC-Schutz II 

Vom 8. bis 11. Marz: 

Sonderlehrgang Maschinisten-Ausbilder 

Teilnehmer: Selbstschutzlehrer und Ausbilder, die zur Ausbildung von 
Maschinisten der Kraftspritzenstaffeln vorgesehen sind 
Zweck: Nachweis der Befahigung zur Ausbildung von Maschinisten 
Voraussetzung: Ausbildungsbefahigung 
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DESSTELLEN berichten 


BLSV-Spitze tagte in Regensburg 

Besorgnis über Verzögerung der Zivilschutzgesetze 




gesetz, Polizei- und Ordnungs- 
recht. 

Die Referenten kamen aus Bun- 
des- und Landesministerien und 
kommunalen Verwaltungen. Sie 
verbanden in anschaulicher Weise 
Theorie und Praxis. In rege ge- 
führten Diskussionen hatten die 
Lehrgangsteilnehmer die Möglich- 
keit, Fragen zu klaren. Wahrend 
des dreiwöchigen Lehrganges ge- 
wannen sie Erkenntnisse. auf die 
sie nunmehr in ihrer Tagesarbeit 
zurückgreifen können. Dieser Son- 
derlehrgang brachte für jeden Teil- 
nehmer einen hohen Gewinn. 


BADEN-WÜRTTEMBERG 

■ Dienstbesprechung im 
Innenministerium 

Zum erstenmal kamen im Innen¬ 
ministerium Baden-Württemberg 
die maBgeblichen Fachleute des 
Zivilschutzes zu einer Arbeitsta- 
gung zusammen. 

Öberrggierungsrat Dr. Kaser vom 
Innenministerium erlauterte ein- 
gehend die von der Landesregie- 
rung erlassene Anordnung über 
die Bildung einer besonderen Ge- 
schaftsstelle ..Zivile Verteidigung" 
bei den Landratsamtern, Stadt- 
kreisen und grolBen Kreisstadten. 
Neben der eigentlichen Verwal- 
tungsarbeit gewinnt die öffentlich- 
keitsarbeit zunehmend an Bedeu- 
tung. Eingehend wurden die Fra¬ 
gen der Ausbildung im LSHD be- 
sprochen. 

Landesstellenleiter Görnemann re- 
ferierte anschlieOend über Selbst- 
schutz der Zivilbevölkerung und 
BLSV. Davon ausgehend. daB er 
nur über die Planungen der Lan- 
desstelle Baden-Württemberg spre- 
chen könne. wies Görnemann zu- 
nachst auf den gegenwartigen 
Ausbildungsstand und auf die bis¬ 
tier geleistete Aufklarungsarbeit 
hin. An Hand einer Karte erlauterte 
er die Möglichkeit der Arbeit und 
behandelte die nachste Ausbil- 
dungsstufe. Besonders die Fahr- 
baren Ausbitdungsstellen können 
bei der Ausbildung wesentliche 
Unterstützung leisten. 

Zum AbschluB der Tagung würdig- 
te der Vertreter des Innenministe- 
riums die gute Zusammenarbeit 
mit der Landesstelle des Bundes- 
luftschutzverbandes. 


Mitte Dezember 1965 haben Vor¬ 
stand und Mitgliederversammlung 
des Bundesluftschutzverbandes in 
Regensburg getagt. Nach einer 
Vorstandssitzung am Mittwoch, 15. 
Dezember, besichtigten die Dele- 
gierten das Domgymnasium der 
„Regensburger Domspatzen', die 
in der Hauskapelle eine Probe 
ihrer Kunst gaben. Die Tagung, die 
von der BLSV-Bezirksstelle Re¬ 
gensburg vorbereitet worden war, 
wurde am folgenden Donnerstag 
mit einer Mitgliederversammlung 
fortgesetzt. lm groBen Sitzungssaal 
der Regierung der Oberpfalz be- 
grüBte Regierungsprasident Dr. 
Ernst Emmering die Tagungsteil- 
nehmer. 


Als wichtigster Punkt stand das 
Haushaltssicherungsgesetz zur 
Aussprache, das u. a. das Inkraft- 
treten von drei Zivilschutzgesetzen 
auf zwei Jahre verzögert. Das 
Selbstschutz-, das Schutzbau- und 
das Zivilschutzkorpsgesetz werden 
erst im Jahre 1968 wirksam. Die Re¬ 
gensburger Tagung war ursprüng- 
lich als eigentlicher Start des nun 
gesetzlich fundierten Zivilschutz- 
programms gedacht. Durch den 
Aufschub der Gesetze werden dem 
gesamten Zivilschutz in den nach- 
sten zwei Jahren rund 500 Millio- 
nen DM ontzogen. Bedauert wurde. 
daB nun viel Zeit verlorengehe, 
denn der vorerst erforderliche or¬ 


ganisatorische Anlauf des Arbeits- 
programms hatte im Jahre 1966 
nur den relativ geringen Betrag 
von 80 Millionen DM erfordert. 
Nun bereiten sogar Kleinigkeiten, 
wie die Anderung der Bezeichnung 
Bundesluftschutzverband in Bun- 
desverband für den Selbstschutz. 
Schwierigkeiten, weil die diesbe- 
züglichen Bestimmungen Bestand¬ 
teil der aufgeschobenen Gesetze 
sind. Besonders bedauert wurde. 
daB die Mitarbeiter und Helfer, die 
dem BLSV so lange dieTreue ge¬ 
halten haben, nun wieder auf eine 
Warteprobe gesteld werden. Prési¬ 
dent Kuhn gab seinen EntschluB 
bekannt, dem Bundesinnenminister 
die Besorgnis der Versammlung 


vorzutragen. Der Presse wurde ein 
Kommuniqué übergeben. 
Regensburgs Oberbürgermeister 
Rudolf Schlichtinger (MdL) emp- 
fing die Delegierten des BLSV in 
den Kurfürstenzimmern des Alten 
Rathauses, das einst Tagungsstat- 
te des Immerwahrenden Reichsta- 
ges war. Nach einem Überblick 
über Geschichte. Baudenkmaler 
und Wirtschaft der 2000 Jahre alten 
Donaustadt wies der Oberbürger¬ 
meister darauf hin. daB Regens¬ 
burg die brandgefahrdetste Stadt 
der Bundesrepublik sei. Für Zivil- 
und Katastrophenschutzexperten 
ist diese Stadt mit ihrem winkelig 
gebauten histonschen Kern, ihrer 


Dreiteilung durch die Flüsse Do- 
nau und Regen, und wegen ihrer 
Hochwassergefahrdung ein schwie- 
riges Problem. 

Über die Mitgliederversammlung 
des BLSV und über den Empfang 
durch die Stadt berichtete das 
Bayerische Fernsehen in der Ak- 
tuellen Viertelstunde. Dem Filmbe- 
richt ging ein Interview mit dem 
bayerischen Staatsminister des ln- 
nern, Heinrich Junker, voraus, der 
ebenfalls zur Problematik der 
Etatkürzung Stellung nahm. Er be- 
dauerte besonders den Aufschub 
des Schutzbaugesetzes und appel- 
lierte an die öffentliche Hand, 
mit gutem Beispiel voranzugehen 
und trotzdem Schutzraume für ihre 
Neubauten in die Planung einzu- 
beziehen. 

■ Kommuniqué 

Vorstands- und Mitgliederver¬ 
sammlung des Bundesluftschutz¬ 
verbandes hielten am 16. und 17. 
Dezember 1965 eine Sitzung in 
Regensburg ab. 

lm Rahmen dieser Sitzung wurden 
Fragen der Haushalte 1965 und 
1966 behandelt, auBerdem wurden 
die Grundsatze für die Novellie- 
rung der Satzung des Verbandes 
erörtert. 

Die Mitgliederversammlung nahm 
mit Bedauern davon Kenntnis, daB 
das Inkrafttreten des Selbstschutz- 
gesetzes urn zwei Jahre, auf den 
1. Januar 1968, verschoben werden 
soll. 

Sie fordern Bund, Lander und Ge- 
meinden auf, weiterhin alles, was 
in ihren Kratten liegt, zu tun, den 
Selbstschutzgedanken in der Be- 
völkerung zu vertiefen, die Tètig- 
keit der Helfer des BLSV zu unter- 
stützen und alles an Möglichkeiten 
auszuschöpfen, urn den Aufbau 
des Selbstschutzes voranzutreiben. 
Die Mitgliederversammlung ruft 
alle Helfer des BLSV auf. ihre 
Krafte wie bisher für die Verwirk- 
lichung des Selbstschutzes einzu- 
setzen. 


Beilagenhinweis 
Dieser Ausgabe liegt ein neues 
Deckblatt für die Zivilschutz-Vor- 
schriftensammlung bei. Das bis¬ 
herige Deckblatt ist auszusondern. 



Président Kuhn dankt Oberbürgermeister Schlichtinger für den Empfang 
durch die Stadt Regensburg. 
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Ins Niemandsland dei 



Borman und Lovell auf dem Weg zur 
Startrampe 19 auf Kap Kennedy. Der neue, 
bequeme Schutzanzug, den die beiden 
Astronauten trugen, wiegt nur noch 7,3 kg. 


GEMINI 6/7 - eine 
Pionierleistung für Raumfahrt 
technik und Flugmedizin 


Frank Bormans und James Lovells Mara- 
thonflug über volle 14 Tage mit dem Raum- 
schiff GEMINI 7 und die Flugmanöver Wal- 
ter Schirras und Tom Staffords mit 
GEMINI 6 bis zum Rendezvous mit dem 
Schwesterschiff in 296 km Höhe über den 
Marianen werden in der Weltpresse als Be- 
weise für einen deutlichen Vorsprung der 
Vereinigten Staaten gegenüber der So- 
wjetunion in der Raumfahrt gewürdigt. 
Nach Ansicht maBgebender Mitarbeiter des 
US-Amtes für Luft- und Raumfahrt (NASA) 
geht jedoch eine solche Betrachtung der 
jetzt erzielten Leistungen am eigentlichen 
Thema bzw. den Problemen vorbei. Es gibt 
überhaupt keine genauen MeOgröBen da- 
für, wer im Weltraumrennen vorne liegt. 

Die Vereinigten Staaten halten es für rich- 
tig, ihr Raumfahrtprogramm, dessen Ziel 
die Landung einer Astronautengruppe auf 
dem Mond gegen Ende des Jahres 1969 
ist, systematisch zu verwirklichen und dabei 
nichts zu überstürzen. Innerhalb dieses 
Programms bedeuten sowohl das erste 
Rendezvous zweier bemannter Fluggerate 
in der Geschichte der Raumfahrt als auch 
der erste Langzeitflug über 14 Tage nur 
sehr kleine Abschnitte auf einem langen 
Weg. Schrift für Schritt müssen sich Astro¬ 
nauten und Raumfahrtingenieure voran- 
tasten, denn jeder neue Flug führt in eine 
Art Niemandsland der Wissenschaft. 

Dies galt nach Meinung von Dr. Charles 
Berry, des Chefarztes der GEMINI-Gruppe. 
im besonderen für Frank Borman und 
James Lovell. Als die beiden Astronauten 
am 4. Dezember 1965 ihre Reise antraten, 
wuBte niemand zu sagen, ob sie die physi- 
schen und psychischen Belastungen, den 
Zustand der Schwerelosigkeit, die Isolie- 
rung in der engen, mit Utensilien aller Art 
vollgestopften Kabine über volle zwei 
Wochen würden ertragen können. Es blieb 
der Entscheidung der Arzte in den Boden¬ 
stationen überlassen, ob das vorgesehene 
Programm bis zum Ende würde durchge- 
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Wissenschaft 


führt werden können. Auf Grund der regel- 
maBig einlaufenden physiologischen MeB- 
daten und der Beobachtung der Reaktions- 
fahigkeit der Astronauten vermochten sie 
sich ein recht genaues Bild von deren 
körperlicher und seelischer Verfassung zu 
machen. Und unter dem Eindruck des Ver- 
haltens der Piloten wahrend des Fluges so- 
wie ihrer guten Verfassung nach der glück- 
lichen Rückkehr meint Dr. Berry heute, daB 
sie auch einen Flug von 30 Tagen Dauer 
gut überstanden hatten. Allerdings müsse 
in einem solchen Fall für mehr Bewegungs- 
freiheit und Komfort in der Kabine gesorgt 
werden. 

Das ist wiederum eine schwierige ln- 
genieuraufgabe. Denn nur in einer gröBeren 
und zwangslaufig schwereren Kapsel, für die 
die geeignete Tragerrakete zur Verfügung 
stehen muB, können die Astronauten mit 
mehr Bewegungsfreiheit rechnen. Sie ist 
erst bei den für die Mondlandung vor- 
gesehenen APOLLO-Raumschiffen und der 
bemannten Raumstation MOL gegeben. 

Das Rendezvous zwischen GEMINI 6 und 
GEMINI 7, das Schirra und Stafford durch 
genau vorausberechnete und auBerst exakt 
ausgeführte Veranderungen ihrer Umlauf- 
bahn urn die Erde herbeiführten, bewies die 
ausgezeichnete Manövrierbarkeit der GE- 
MINI-Raumschiffe. Walter M. Schirra, Chef- 
pilot von GEMINI 6, erklarte nach der Rück¬ 
kehr, daB bei Vorhandensein einer Man- 
schette zum Ankoppeln am Schwesterschiff 
auch das Andocken ohne weiteres möglich 
gewesen ware. 

Er und Stafford machten die Erfahrung, daB 
ein Raumschiff in der Satellitenbahn mit 
Hilfe der sehr fein zu dosierenden Schub- 
impulse aus den Steuerungsdüsen sehr viel 
besser zu manövrieren ist als ein Flugzeug. 
In Formation fliegende Flugzeuge müssen 
standig mit plötzlichen Anderungen der 
Wind- und Auftriebsverhaltnisse rechnen. 
Ganz anders liegen die Verhaltnisse im 
Weltraum. Dort gibt es keine Luft, und das 
Raumschiff ist zu jedem Zeitpunkt in allen 



drei Achsen steuerbar. DaB dieses Manö¬ 
vrieren eine Kunst besonderer Art ist, steht 
auf einem anderen Blatt. Wer sie dank 
groBartiger technischer Hilfsmittel und nicht 
zuletzt entsprechender Trainingserfahrung 
beherrscht, wird, wie Schirra, keine Schwie- 
rigkeiten dabei finden. 

Flugdirektor Christopher Kraft bezeichnete 
das Rendezvous von GEMINI 6 mit 
GEMINI 7 als „den wichtigsten Meilenstein 
seit dem Flug von John H. Glenn“. Gleich- 
zeitig warnte er jedoch davor, die noch zu 
überwindenden Hindernisse bis zu einem 
bemannten Flug zum Mond zu unter- 
schatzen. „Bis dahin gibt es noch unendlich 
viel zu tun.“ Kraft meinte damit in erster 
Linie die Flugerprobung der Tragerraketen 
SATURN I B und SATURN V sowie des 
APOLLO-Raumschiffs. Fünf weitere GEMINI- 
Flüge mit komplizierten Aufgaben, u. a. Er- 
probung und schlieBlich routinemaBige An- 
wendung der zur Vorbereitung einer Lan- 
dung auf dem Mond erforderlichen Manö- 
ver in Erdsatellitenbahnen, stehen noch be- 
vor. Bis Januar 1967 soll dieses Programm 
bewaltigt sein. 


Oben: GEMINI 7, von Stafford In GEMINI 6 
in geringem Abstand 296 km über den Marianen 
im Pazifik fotografiert. Unten: „Perfekter Start * 
der TITAN-ll-Rakete mit GEMINI 7 an der 
Spitze am 4. Dezember 1965. Am 15. Oezember 
folgten — allerdings nur für 16 Erd- 
umkreisungen — In einem weiteren „Start 
nach dem Bilderbuch" die Astronauten 
Schirra und Stafford mit GEMINI 6. 
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Katastrophen des vergangenen Jahres. 
Aufgezelchnet slnd nur lene Unglücks- 
nachrichten, die durch die Weltpresse gingen. 
Sie zelgen die Ohnmacht des Menschen 
gegenöber den TBcfcen der Technlk und den 
Naturgewalten, aber auch menachliche GröBe, 
die slch in der spontanen Hilfe offenbarte. 
Ea forderten 1965 Opfer: Sturm 5600 Menschen, 
Bergwerk 751, Seuchen 621, Bruch einea 
Staudammea 600, FlugzeugunglOck 546, 
SchlffaunglQck 252, Vulkanauabruch 120, 
EIsenbahnunglQck 111, Erdbeben 101, 
Lawinen 100 und BusunfSIle 82. 


Rechts auBen: Auf diesen Wasserwerfer lat 
eln mfichtlges Rohr aufmontiort. Der 
Wasaer8trahl kann in dieses Rohr geleitet 
werden, wird dort mi! einem Verschëumunga- 
mitiel veraetzt und achleBt als dichter Schaum 
auf die Brandatelle. Daa Gerit lat fQr die 
Kernforschungsanlage In JOlich bestimmt. 
Mitte rechts: lm Dezember trat der Rhein Ober 
seine Ufer und Qberschwemmte die StraBe 
an der ROckaelte dea BundestagsgebSudes. 
Unten: Bei der Hochwaaserkatastrophe In 
Ostwestfalen waren neben den Hllfs- 
organisatlonen vlele Dienststellen lm Elnaatz. 
Unser Bild zelgt Marmer der Bundespost, die 
eine Telefonleitung in Etteln legen. 





















































